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Liebe Antifas, Freundinnen und Genossinnen 


Diesmal standen wir wieder vor 
dem Problem, daß wir zu viele Ar- 
tikel hatten. Besonders erschwe- 
rend kam dieses Mal der Umstand 
dazu, daß wir vollständig in die 
Rostock-Vorbereitung eingebunden 
waren und über diese Thema mög- 
lichst allumfassend berichten 
wollten, besonders über die Hin- 
tergründe und Drathzieher der Ge- 
walt. Wir haben 3 Wochen lang 
immer wieder von neuem über 
diesen Artikelkomplex diskutiert, 
da ständig neue Erkenntnisse vor- 
lagen und diese natürlich mit ver- 
arbeitet werden mußten. Deswegen 
dauerte alles noch länger und wur- 
de noch mehr. 


Wir haben uns zu dem Experi- 
ment entschieden, zwei gleichbe- 
rechtigte Ausgaben zeitgleich 
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Eigentumsvorbehalt: 

Nach dem Eigentumsvorbehalt ist . 
die Zeitschrift solange Eigentum des 
Absenders, bis sie der/dem Gefange- 
nen persönlich ausgehändigt ist. »Zur- 
Habe-Nahme« ist keine persönliche 
Aushändigung im Sinne dieses Vorbe- 
halts. Wird die Zeitschrift der/dem Ge- 
fangenen nicht persönlich ausgehän- 
digt, ist sie dem Absender mit dem 
Grund der Nichtaushändigung zurück- 
zusenden. Wird die Zeitschrift der/ 
dem Gefangenen nur teilweise persön- 
lich ausgehändigt, so sind die nicht 
ausgehändigten Teile, und nur sie, dem 
Absender mit dem Grund der Nicht- 
aushändigung zurückzusenden. 


heraus zu bringen. Also kein INFO 
mit Sonderbeilage sondern die In- 
halte sind möglichst gleichmäßig 
verteilt. Das ist ein fieser Trick von 
uns, damit Ihr möglichst beide 
Ausgaben kaufen müßt (Beschwer- 
den bitte in schriftlicher Form an 
unsere Adresse). 


In der Ausgabe 20a liegt der 
Schwerpunkt auf den Ereignissen 
in Rostock und der Welle der rassi- 
stischen Gewalt, die die BRD über- 
zieht. Es wird versucht, Draht- 
zieher und Hintergründe zu benen- 
nen. Eine Chronologie der Ereig- 
nisse ist enthalten und ein sehr 
guter Redebeitrag abgedruckt. Zur 
Einschätzung kommt der Versuch, 
aufzuzeigen, wie es jetzt mit der 
Antifa eventuell weiter gehen 
kann. 


Ein weiterer Schwerpunkt ist 
der 9. November. Ein Artikel be- 
faßt sich mit dem Pogrom 1938, 
ein weiterer mit dem geplanten in- 
ternationalen Aktionstag 1992. 


Anläßlich des erwarteten Nazi- 
Aufmarsches in Halbe am 15. No- 
vember drucken wir einen Aufruf 
mit Hintergrundberichten ab. 


In der Ausgabe 20b liegt der 
Schwerpunkt bei der faschisti- 
schen Organisierung. Da sind in 
letzter Zeit ziemlich zeitgleich in 
verschiedenen Städten sogenannte 
»ANTI-Antifa« Gruppen gebildet 
worden. Sie gehen mit ihrer Propa- 
ganda massiv an die Öffentlich- 
keit. 


Charakterisieren tuen wir den 
selbsternannten Führer der GdNF- 
Nazis, B. E. Althans. Der Eindruck, 
daß er weniger intellektuell als 
vielmehr nervlich fertig und ziem- 
lich am Boden ist, hat sich dabei 
bestätigt. 


Weiterhin berichten wir über 
eine fast vergessene Nazi-Partei, 
die Nationale Alternative. Teile 
des Materials, welches bei einem 
Besuch des Berliner NA-Büros von 
Antifas vollständig beschlagnahmt 
wurde, sind uns zugesannt worden 
und wir wollen die interessanten 
Sachen daraus unseren LeserInnen 
nicht vorenthalten. 


Vorgestellt wird die Kampagne 
»Stoppt die Nazi-Zeitungen«, was 


eine Aufforderung sein soll, sich 
daran zu beteiligen. Berichte von 
der »Wunsiedel-Demo«, die in die- 
sem Jahr für die Faschos in Rudol- 
stadt und für die Antifas in Hof 
stattfand, sind ebenso enthalten 
wie mehrere kurze Berichte über 
verschiedene Nazi-Aktivitäten und 
antifaschistische Aktionen. 


Im Hinblick auf den europawei- 
ten antifaschistischen Aktionstag 
(siehe Info 20a) skizzieren wir die 
Situation der Faschisten in ver- 
schiedenen Ländern. Ausführli- 
chere Berichte aus Kurdistan, wo 
die türkische Armee einen bei- 
spiellosen Terror gegen die Zivil- 
bevölkerung ausübt und aus 
Schweden. 


Eure Info-Redaktion 


Wir stecken in einer Misere: 


Jedesmal, wenn die Erstellung 
der neuen Nummer beginnt, stel- 
len wir fest, daß wir zu viel ge- 
schrieben haben. Dies könnten wir 
dadurch verändern, daß das Info 
öfter erscheint. Wir haben darüber 
schon mindestens fünf mal disku- 
tiert und uns ebenso oft die Reali- 
sierung vorgenommen. Dem steht 
aber, außer unserer schlampigen 
Arbeitsweise, ein weiteres Prob- 
lem entgegen. Für unsere Aufla- 
genhöhe haben wir zu wenig 
AbonnentInnen. Der Großteil der 
Infos verkauft sich erst über einen 
längeren Zeitraum. Eine Senkung 
der Auflage würde den Einzelpreis 
automatisch erhöhen. Das wollen 
wir nicht. 


Wer es für wichtig hält, daß das 
Antifa-Info regelmäßiger (z.B. alle 
zwei Monate) erscheint, kann dies 
durch sein Abo — besser noch 
durch ein Förderabo — oder eine 
Spende unterstützen. 


Außerdem müssen wir uns zur 
technischen Erstellung einen neu- 
en Computer anschaffen. Der alte 
gibt seinen Geist auf. 
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Abobestellung 


Das Pogrom von Rostock 
Brandstifter mit Schlips und Kragen 
Chronologie der Ereignisse 
Der Anti-Antifaschismus in Aktion 
Die politischen Brandstifter 
Redebeitrag: 


»Die lustigen Zuschauer, die finde ich 
am schlimmsten« 


Interview mit einem Antifaschisten aus GB 
»Barbarei oder Menschlichkeit« 
Nach Rostock 
Massenbasis für Nazis 
Wie geht’s weiter gegen den 
aufkommenden Faschismus 
Mahnwache und Demo in Quedlinburg 
9.November 


Pogrom 1938 — Kein Vergeben! 
Kein Vergessen! 


Internationaler Antifa-Aktionstag ’92 
zum Naziaufmarsch in Halbe 
IG Farben: 

Negatives Echo kaum zu befürchten 
Bücher und Broschüren 
LeserInnenbriefe 


BERICHTIGUNG 


Im letzten Info sind uns zwei Fehler unterlau- 
fen. Thomas Wulf ist der Mann mit der Schirm- 
mütze (Bild Seite 37). Auf Seite 53 haben die 
DruckerInnen vergessen, ein Foto einzumontie- 
ren. Ihr findet es auf Seite 31 (Info Nr. 20b). 


Das Antifa-Info im Abonnement 


Das Antifa-Info ist natürlich auch im Abonnement zu bezie- 
hen. Dies geht folgendermaßen: Ihr schreibt uns, ab welcher 
Ausgabe ihr das Info beziehen wollt und an welche Adresse 
die Hefte gehen sollen. Dazu könnt Ihr den Bestellvordruck 
verwenden. Wenn ihr uns den schickt und die passende Knete 
gleich in den Briefumschlag steckt, kann eigentlich nichts mehr 
schiefgehen. 


Ist Euch das mit dem Bargeld zu unsicher, legt einen Scheck 
bei. Solltet ihr das Geld lieber überweisen wollen, so ist auch 
das kein Problem: Wir teilen Euch auf Anfrage mit, wohin die 
Knete überwiesen werden kann. Wenn Ihr das Geld über- 
weist, unbedingt die Versandadresse mit angeben. Noch eins: 
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Wir schicken nur noch Abos raus, wenn sie bezahlt sind - 
also Cash im Voraus. 


Ein Einzelabo umfaßt fünf Ausgaben und kostet 30,- DM. 
Die Versandkosten sind darin bereits enthalten. Die Abos wer- 
den nicht automatisch verlängert. Über Förderabos für 40.- 
DM oder mehr freuen wir uns riesig. Ihr unterstützt damit die 
Antifa-Arbeit und das Erscheinen des Infos. 


Für Menschen, die mehr als fünf Exemplare pro Nummer 
bestellen, für Weiterverkäuferinnen, Info- und Buchläden gibt 
es bessere Konditionen, also Rabatt: Ab fünf Exemplaren ko- 
stet die Nummer 4,- DM (incl. Porto), ab zehn Nummern nur 
noch 3,20 DM, plus Versandkosten. 


Brandstifter 
mit Schlips und Kragen 


Wenn wir die Vorgänge um das Pogrom in 


Rostock-Lichtenhagen näher untersuchen, 
so wird deutlich, daß sowohl die Angriffe 
als auch die Folgen erwünscht waren. Die 
TäterlInnen waren Kommunal-, Landes- und 
Bundespolitiker, höhere Polizeidienststellen 
sowie organisierte Neonazis und 
aufgehetzte AnwohnerInnen. Es bleibt 
eigentlich nur die Frage offen, ob es unter 
den Beteiligten eine direkte Absprache gab 
oder ob es sich um ein »freies« 
Zusammenspiel der reaktionären Kräfte 


Dem Pogrom in Hoyerswerda im 
letzten Jahr folgte eine bis dahin bei- 
spiellose Welle von Angriffen auf 
Flüchtlinge, ImmigrantInnen und Lin- 
ke. Mit ihrem Verhalten zu dem Po- 
grom von Rostock gossen die 
verantwortlichen PolitikerInnen nun 
Öl auf das Feuer der organisierten 
NeofaschistInnen und der mit ihnen 
sympathisierenden RassistInnen. Wäh- 
rend hunderte von Neonazis und Ju- 
gendlicen unter dem Applaus 
tausender Bürger und Bürgerinnen ta- 
gelang die Zentrale Aufnahmestelle 
für Asylbewerber (ZASt) attackierten, 
sorgten Polizei und PolitikerInnen da- 
für, daß die Angriffe ein »voller Er- 
folge wurden. Damit war der 
Startschuß für eine weitere und noch 
größere Welle von Anschlägen und 
Mordversuchen gegen Flüchtlinge im 
ganzen Land gegeben. 


Hoffnung auf Auschwung verloren 


Die soziale und wirtschaftliche Si- 
tuation in Mecklenburg-Vorpommern 
—- es ist das Land mit der höchsten Ar- 
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handelte. 


beitslosenrate — entspricht so ziemlich 


der in allen neuen Bundesländern. Sie’ 


ist hoffnungslos. Das soziale Netz der 
DDR ist zerschlagen, die meisten Be- 
triebe stillgelegt, wenige mit reduzier- 
ter Arbeitsplatzzahl privatisiert. Zwar 
gelang es durch die Betriebsbesetzun- 
gen der Werften in Wismar und Ro- 
stock wenigstens dort die Machen- 
schaften der Treuhand zu beeinflussen 
und einen Teil der Arbeitsplätze zu er- 
halten, doch dies bleibt angesichts der 
Gesamtlage ein Tropfen auf den heißen 
Stein. 


Die offiziellen Arbeitslosenstatisti- 
ken weisen für Rostock eine Quote 
von 14%, für Lichtenhagen von 17% 
auf. Dabei fehlen natürlich die vielen 
KurzarbeiterInnen und die Frauen, die 
durch den Wegfall der Hortplätze wie- 
der ausschließlich für Haushalt und 
Kinder zuständig gemacht wurden. 


Wer dachte mit seiner/ihrer Ausbil- 
dung und viel gutem Willen doch ir- 
gendwo unterkommen zu können, 
stellt heute allzu oft fest, daß sei- 
ne/ihre Ausbildung, Wissen und Kön- 


nen unter der Herrschaft des »freien 


Westens« nichts wert sind. Stattdessen 
bangt man/frau vor der nächsten Miet- 
erhöhung, die die Bundesregierung für 
Anfang 1993 angekündigt hat: bis zu 
100% mehr Miete kann dann gefordert 
werden. Und die große Freiheit zwi- 
schen zehn Waschmitteln wählen zu 
können, verschwimmt angesichts so- 
zialer Deklassierung und Orientie- 
rungslosigkeit. Drei Jahre nach dem 
Aufkauf der DDR haben deren ehema- 
lige BürgerInnen die Hoffnung auf ei- 
nen schnellen Aufschwung verloren. 
Wege, wie sie selbst wirksam für eine 
baldige Verbesserung ihrer .Situation 
kämpfen könnten, sind kaum noch 
sichtbar. 


Wie fast überall in der ehemaligen 
DDR sind die kurzzeitigen Errungen- 
schaften der Bürgerbewegung auch in 
Mecklenburg-Vorpommern zurückge- 
drängt worden. Als erstes wurden die 
»Runden Tische« und ihr Einfluß auf 
die Politik abgeschafft. Fortschrittliche 
Zeitungen gingen eine nach der ande- 
ren im ökonomischen Überlebens- 
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kampf unter. DT64, einer der stetig 
weniger werdenden Radiosender, die 


gesellschaftliche Probleme kritisch 
thematisierten, wurde trotz erhebli- 
cher Proteste zunächst in Mecklen- 
burg-Vorpommern, später in allen sog. 
neuen Ländern abgeschaltet. Jugend- 
zentren und andere Kultureinrichtun- 
gen waren die ersten, die den 
Sparmaßnahmen der Bundesregierung 
zum Opfer fielen. 


Da das politische System in der 
DDR immer noch nicht reorganisiert 
ist, wird ein Großteil der Entscheidun- 
gen auf Verwaltungsebene getroffen. 
Diese werden dann von den Politike- 
Innen in aller Schnelle durchgesetzt. 
So wurde z.B. das neue Polizeigesetz 
Mecklenburg-Vorpommerns in diesem 
Sommer ohne öffentliche Diskussion 
verabschiedet. Für »potentielle Straftä- 
terInnen« sieht es eine »Vorbeugehaft« 
von bis zu sechs Wochen vor und 
räumt damit der Polizei Eingriffsrechte 
in die persönliche Freiheit der Men- 
schen ein wie kein anderes Polizeige- 
setz in der BRD. 


Die Verwaltungsbürokratie Meck- 
lenburg-Vorpommerns ist vor allem 
auf der mittleren Ebene mit alten 
Freunden des ehemaligen schleswig- 
holsteinischen CDU-Ministerpräsiden- 
ten Kai Uwe Barschel besetzt. Hierbei 
handelt es sich zum größten Teil um 
BeamtInnen, die nach dem Wahlsieg 
der SPD in Schleswig-Holstein mit 
Schwierigkeiten für ihre Karriere rech- 
nen mußten, wenn sie ihre Amtsge- 
schäfte so weiterführen wollten wie 
zuvor. 


Die ZASt 


Rassitisch motivierte Angriffe sind 
auch in Mecklenburg-Vorpommern 
nicht unbekannt. Im ersten Halbjahr 
1992 gab es nach Polizeiangaben 30 
Überfälle auf Flüchtlingheime. Im 
März dieses Jahres traten 21 Männer 
einen Rumänen auf offener Straße zu 
Tode. Die Ereignisse in Rockstock- 
Lichtenhagen haben ihren Vorlauf, bil- 
derbuchhaft führen sie vor, wie 
Zustände geschaffen werden können, 
die zu pogromartigen Ereignissen füh- 
ren. Die Zentrale Anlaufstelle für 
AsylbewerberInnen (ZASt) war in ei- 
nem Wohnblock in einem Rostocker 
Außenstadtviertel untergebracht. Dort 
sollten die AsylbewerberInnen nur 
kurze Zeit, bis sie auf andere Lager 
verteilt würden, bleiben. Soziale Kon- 
takte mit der Bevölkerung konnten so 
ieht-entstehen. Mit ihrer eh ausge- 
Po begrenzten Aufnahmekapa- 
zität war die ZASt den in letzter Zeit 
täglich bis zu 80 neuankömmenden 
Flüchtlingen nicht gewachsen. Um 
eine entsprechend schnelle Weiterver- 
teilung oder anderweitige Unterbrin- 
gung der Flüchtlinge wurde sich 
allerdings auch kaum gekümmert, wie 
wir später zeigen werden. Stattdessen 
wurde der Eindruck der »Überflu- 
tung« noch dadurch geschürt, daß 
AsylbewerberInnen, die außerhalb der 
offiziellen Öffnungszeiten ankamen, 
nicht in das Gebäude hineingelassen 
wurden. So waren zahlreiche Men- 
schen gezwungen, im Freien zu über- 
nachten. Toiletten und Waschgelegen- 
heiten gab es für sie ebensowenig wie 
eine Versorgung durch die ZASt. Fol- 
gerichtig wurden auf der Suche nach 
Eßbarem und Gebrauchsgegenständen 
die Müllcontainer der AnwohnerInnen 
durchwühlt. Doch auch der Unmut 
der AnwohnerInnen bescherte den 
Flüchtlingen weder Toilettenhäuschen 
noch Nahrung, geschweige denn ande- 
re Unterkünfte. Stattdessen wurde die- 
ser von den PolitikerInnen ignoriert 
bzw. benutzt, um die Stimmung gegen 
Flüchtlinge und die bisherige Asylge- 
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setzgebung zu schüren. Wolfgang 
Schulz, Bürgerbeauftragter der Landes- 
regierung, hat nach eigenen Angaben 
bereits im Oktober 91 den Rostocker 
Oberbürgermeister und den Innenmi- 
nister Diederich (Vorgänger von Kup- 
fer) über die häufigen Klagen der 
AnwohnerlInnen informiert. Doch erst 
im Januar 92 reagierte der Innenmini- 
ster - und im März 92 der Oberbürger- 
meister — und zwar nicht etwa mit 
praktischer Hilfe sondern mit der An- 
kündigung, die ZASt werde im Juni 
verlegt. Dies geschah nicht, stattdessen 
war das Gelände um die ZASt mit 
Flüchtlingen überfüllt, denen keine 
andere Wahl blieb, als im Freien zu 
campieren. Wiederum leitete Schulz 
die Beschwerden der NachbarInnen 
weiter. Dieses Mal erhielt er von Kup- 
fer die lapidare Antwort, die ZASt 
werde im September verlegt. 


Rostocks Oberbürgermeister Kili- 
mann hatte bereits im Juli 1991 an den 
damaligen Innenminister Mecklen- 
burg-Vorpommerns, Diederich (CDU), 
geschrieben. In seinem Brief beschrieb 
er detailliert die Situation um die 
ZASt in Lichtenhagen und machte 
Vorschläge für zusätzliche Unterbrin- 
gungsmöglichkeiten für die Asylbe- 
werberInnen. Wörtlich heißt es: »Die 
Sicherheit aller ausländischen Bürger 
in Rostock ist in einem deutlich höhe- 
ren Maß gefährdet. Gewalttätigkeiten 
gegenüber ausländischen Bürgern neh- 
men zu. Schwerste Übergriffe bis zu 
Tötungen sind nicht mehr auszu- 
schließen.« Nach dem Pogrom war Ki- 
limann glücklich, sich auf diesen Brief 
berufen zu können. Dabei verschwieg 
er aber, daß er selbst bzw. der Rostok- 
ker Senat die ZASt nach Lichtenhagen 
geholt hatten. Und dies keineswegs, 
weil ihnen die Problematik des Stand- 
orts nicht bekannt gewesen wäre. Aus- 
schlaggebend dürfte gewesen sein, daß 
die Stadt, die die ZASt des Landes 
aufnimmt, nur die Hälfte der Quote 
an AsylbewerberInnen aufzunehmen 
braucht. Der fraktionslose Landtagsab- 
geordnete Reinhardt Thomas (früher 
SPD, jetzt der CDU nahestehend) wirft 
dem Senat vor, nicht intensiv nach an- 
deren Örtlichkeiten für die ZASt ge- 
sucht zu haben. Die Stadt Rostock sei 
eindeutig für die Probleme zuständig 
gewesen, die im Umfeld der ZASt ent- 
standen, auch wenn diese dem Innen- 
ministerium untersteht. Warum diese 
Verantwortung nicht übernommen 
wurde, können wir den aufschlußrei- 
chen Ausführungen des Rostocker In- 
nensenators, Magdanz entnehmen. In 
den Neuesten Norddeutschen Nach- 
richten vom 19. August, also drei Tage 
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vor dem ersten Angriff auf die ZASt, 
war folgendes zu lesen: »Ratlosigkeit 
im Rathaus. Senator Magdanz steckt 
in der Klemme: Wenn wir weitere Un- 
terkünfte zur Verfügung stellen, kom- 
men noch mehr Asylsuchende. Das 
zeigt die Erfahrung.« Dies bekräftigte 


Magdanz noch einmal in einem Ge- 
spräch mit Kurt Degner, der wegen der 
Verwicklung seiner Parteifreunde in 
das Pogrom von seinem Posten als 
Pressesprecher der SPD-Landtagsfrak- 
tion zurückgetreten ist. 24 Stunden 
nach dem Brand in dem ZASt-Gebäu- 


de erklärte Magdanz, er wolle die 
Flüchtlinge nicht in Turnhallen oder 
anderen Unterkünften unterbringen, 
»denn die telefonieren doch mit Ru- 
mänien und dann stünde er am näch- 
sten Tag vor dem gleichen Problem.« 


Chronologie der Ereignisse 


Mai 1992: 


Samstag, 22.8.: 


Bereits im Mai werden Flugblätter der 
»HAMBURGER LISTE FÜR AUSLÄNDER- 
STOPP« (»Rostock bleibt deutsch«) verteilt. 
Diese sollen den Rassismus in Lichtenhagen 
schüren. Einige Tage vor dem Pogrom (und 
eine Woche vor der geplanten Verlegung der 
ZASt) meldet sich eine angebliche Bürgerin- 
itiative zu Wort. Die »Norddeutschen Neue- 
sten Nachrichten« (NNN) erhalten am 
Dienstag, den 18.August den anonymen An- 
ruf einer »INTERESSENSGEMEINSCHAFT 
LICHTENHAGEN«: »Wenn die Stadt nicht 
bis Ende dieser Woche für Ordnung sorgt, 
dann machen wir das.« Dieser Anruf wird 
am Tage darauf in den NNN veröffentlicht, 
Polizei und PolitikerInnen informiert. Ro- 
stocks Innensenator Magdanz (SPD) erklärt 
in einer Rostocker Zeitung daraufhin, daß er 
sich mit Polizei und Landesregierung zu- 
sammensetzen werde, um einer Eskalation 
der Gewalt vorzubeugen. Er versucht auch 
gleich, sein politisches Süppchen auf der 
angespannten Situation zu kochen: »Nicht 
nur in Rostock verschärft sich die Situation 
von Tag zu Tag. Ich hoffe nur, daß die Her- 
ren aus Bonn bald aus ihrer Sommerpause 
aufwachen.« In der Freitagausgabe der »Ost- 
seezeitung« wird wieder ein anonymer An- 


Für Samstag wird über die »Ostseezeitung« 
zu einer Demonstration “Gegen das deut- 
sche Ausländergesetz/Asylgesetz” aufgeru- 
fen. Eine Demonstration findet nicht statt, 
aber es kommt zu einer Menschenansamm- 
lung vor der ZASt. Aus dieser Situation her- 


aus kommt es zu den ersten Angriffen auf. 


das Gebäude. Die ersten Steine, so berichtet 
Ausländerbeauftragter Richter, fliegen in die 
Fenster der VietnamesInnen-Wohnungen 
(der Aufgang zu ihrem Wohnheim liegt offe- 
ner als die Flüchtlingswohnungen). Unge- 
fähr 500 AngreiferInnen versuchen, das 
Heim zu stürmen. Dies wird zunächst durch 
die militante Gegenwehr der Bewohnerln- 
nen verhindert. 


Die Polizei, mit 35 Beamten vertreten, hält 
sich zurück und läßt die Situation eskalie- 
ren. Bis Samstagabend versammeln sich 
1000 bis 2000 BürgerInnen (darunter Teil- 
nehmerInnen einer DVU-Veranstaltung die 


rufer einer »Interessengemeinschaft« zitiert: 
»Das wird eine heiße Nacht. Wir werden Ord- 
nung schaffen.« 
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acht Wochen zuvor stattfand) und feuern ei- 
nen Mob von bis zu 500 Personen an. Jede 
eingeworfene Fensternscheibe, jeder Molli 
wird mit Beifall bedacht. Erst in den frühen 
Morgenstunden schafft es die Polizei, die 
Angreifer vom Heim wegzudrängen, was 
eher der Ermüdung der Angreifer als dem 
energischem Durchgreifen der Polizei zuzu- 
schreiben ist. 


Erst zu später Stunde sind die Einsatzkräfte 
der Polizei mit einem Sonderkommando 
und Bereitschaftspolizisten auf 150 Mann 
verstärkt worden. Vier Stunden wurden be- 
nötigt, um einen Wasserwerfer aus dem be- 
nachbarten Schwerin zu holen, weil die 
Fahrer angeblich erst von Rostock nach 
Schwerin gebracht werden mußten. »Erst 
um 2 Uhr fuhren Wasserwerfer auf und 
beendeten die Straßenschlacht zwischen Ju- 
gendlichen und Polizisten«, schreiben die 
»Norddeutschen Neuesten Nachrichten«. 
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Ähnliche Situation wie am Tage zuvor. Trotz 
Verstärkung für die Rostocker Polizei, laut 
Berliner Zeitung 400 Polizisten und BGS’ler, 
greifen ca. 100 Jugendliche das Gebäude an. 
Bei der gaffenden Menge macht sich Volks- 
feststimmung breit. Mollis werden massen- 
weise in direkter Nähe der Polizeiketten 
abgefüllt oder aus Autos geholt. Von Polizei- 
direktor Kordus ist am Montag in den Ost- 
seezeitung zu lesen, daß die Aktion seiner 
Meinung nach überregional geplant wurde. 
Sicheres Indiz dafür sei, daß viele Täter mit 
PKWs aus anderen Kreisen Mecklenburg- 
Vorpommerns angereist seien. Zudem wären 
am Sonntag gewaltbereite Jugendliche aus 
Lübeck und Hamburg gekommen. Die Berli- 
ner Zeitung berichtete, daß ganz Lichtenha- 
gen mit Autos aus Hamburg, Lübeck und 
Niedersachsen zugeparkt gewesen sei. Hans- 
Gert Lange, Bundesamt für Verfassungs- 
schutz, stellt gegenüber dpa eine zuneh- 
mend bessere Organisiertheit bei den 
Rechtsextremisten fest. »Es tauchen zuneh- 
mend größere Gruppen auf, die sich offen- 
sichtlich abgesprochen haben.« Dies sei 
offenbar auch in Rostock der Fall gewesen. 
So gebe es Anhaltspunkte, daß die Gewalttä- 
ter aus verschiedenen Städten, u.a. Ham- 
burg, Berlin, Lübeck und Leipzig, angereist 
seien. 


Uns ist bekannt, daß verschiedene Personen 
aus der Gesinnungsgemeinschaft der Neuen 
Front (GdNF) in Lichtenhagen mitgemischt 
haben. Christian Worchs Opel wurde Sonn- 
tag Abend gesehen, inklusive einer Person, 
die über Funk oder Funktelefon andere Neo- 
nazis anwies. Der Rücksitz des Wagens war 
mit Nazizeitungen übersät. Worch selbst war 
auch in Lichtenhagen. Ungeklärt ist noch, 
ob er auch an diesem Sonntagabend vertre- 
ten war. Faschisten aus FAP, NF usw. sowie 
aus verschiedenen europäischen Ländern, 
darunter aus dem GdNF-Netz aus Öster- 
reich, waren ebenfalls angereist. Infrastruk- 


Montag Vormittag tagt ein Krisenstab. Ro- 
stocks Kommunalpolitiker und auch der In- 
nensenator von Rostock, Magdanz, sind 
ausgeschlossen. Landesinnenminister Kup- 
fer, Bundesinnenminister Seiters sowie die 
Polizeiführung von Mecklenburg-Vorpom- 
mern stimmen sich ab. Wer genau an diesem 
Krisenstab teilnahm und was dort bespro- 
chen wurde, ist nicht der Öffentlichkeit be- 
kannt gemacht worden. Wir können nur 
Rückschlüsse ziehen aufgrund der folgen- 
den Ereignisse. 


Die Kräfte des Bundesgrenzschutzes werden 
mittags entlassen, so teilt es Bundesinnen- 
minister Seiters später in »Hessen 3« mit. 
Mit dem Einsatz des BGS und spätestens mit 
dem Krisenstab wurde das Vorgehen in Ro- 
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tur zur Unterstützung des Pogroms war vor- 
handen. Polizeifunk wurde abgehört, in ei- 
nem Auto von Rechtsradikalen fanden 
Polizisten Störfunkgeräte. 


Im Laufe des Sonntags wird in den großen 
norddeutschen Städten von AntifaschistIn- 
nen nach Rostock mobilisiert. Dort werden 
dann mehrere Versuche gemacht, einzugrei- 
fen, was aber an der aufgeputschten Menge 
von 2000 ZuschauerInnen scheitert. Gegen 
1.00 nachts macht sich erneut ein Konvoi 
von etwa 200 Personen aus der Rostocker In- 
nenstadt auf den Weg nach Lichtenhagen. 
Eine Kundgebung wird durchgeführt. Die 
Polizei zeigt, daß eine Störung des Pogroms 
von links nicht akzeptiert wird: bei der 
Kundgebung, z.T. an den geparkten Autos 
und auf dem Rückweg nach Rostock werden 
über 60 AntifaschistInnen verhaftet. In den 
Medien wird später die Zahl von 150 festge- 
nommenen »Krawallmachern« verbreitet, 
darunter sind eben diese 60 AntifaschistIn- 
nen (Vorwurf: »Landfriedensbruch und Ver- 
stoß gegend das Versammlungsgesetz«). Die 
Gefangenen schreiben in ihrer Presseerklä- 
rung, daß sie alle erkennungsdienstlich be- 
handelt und z.T. mißhandelt wurden. 30 von 
ihnen mußten von 3.00 bis 9.00 Uhr mor- 
gens mit Handschellen gefesselt im Hof der 
Gefangenensammelstelle stehen. Die ande- 
ren 30 wurden trotz Protest in einer Turn- 
halle zusammen mit 35 Faschisten fest- 
gehalten. Im Laufe der Tage werden die mei- 
sten von ihnen freigelassen, die letzten von 
ihnen jedoch erst am darauf folgenden Wo- 
chenende. 


stock übrigens auch Sache der Bundesregie- 
rung. Seiters nutzt sein Kommen, um eine 
neue Asylgesetzgebung zu fordern, Landes- 
innenminister Kupfer stimmt ein. 


Das Flüchtlingsheim wird bis Montag 
Abend geräumt. Die Entscheidung, alle 
Flüchtlinge wegzubringen, trifft niemand 
aus der Landesregierung, auch nicht die Lei- 
terin des Hauses, sondern ein mittlerer Mit- 
arbeiter der ZASt. Sowohl der Aus- 
länderbeauftragte Richter als auch die PDS- 
Abgeordnete Lederer informieren die Polizei 
darüber, daß sich noch ca. 150 VietnamesIn- 
nen in ihren Wohnungen in dem Gebäude 
aufhalten. Die Rostocker Polizeidirektion er- 
klärt gegenüber der PDS-Abgeordneten ge- 
gen 18.00 Uhr, dies sei ihr bekannt. 


Sonntag, 23.8.: 


Das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz behauptet von 
den Ausschreitungen über- 
rascht worden zu sein. 

Es habe keine Hinweise 
über die Aktivitäten in der 
rechtsradikalen Szene 
gegeben. 

Die Norddeutschen 
Neuesten Nachrichten 
hingegen zitieren am 29.8. 
eine Sozialarbeiterin, 
Rechtsradikale aus Berlin, 
Brandenburg und Potsdam 
hätten schon im Juni auf 
einem Zeltplatz in Rügen 
angekündigt, es werde in 
Rostock bald losgehen. 


Montag, 24.8.: 


»Doch zunächst hält die 
Polizei die Gewalttäter mit 
Schlagstöcken und Wasser- 
werfern im Klammergriff - 
bis kurz vor zehn Uhr 
nachts: Die Polizei beginnt 
damit, alle Einheiten abzu- 
ziehen ... In wenigen Minu- 
ten sind rund um das Heim 
kein Wasserwerfer, kein 
Polizeiwagen und kein 
einziger Polizist mehr zu 
sehen. Nur auf der Fußgän- 
gerbrücke schauen etwa 50 
alleingelassene Polizisten 
dem Schauspiel verängstigt 
ZU.« 


(Berliner Zeitung vom 
26.8.92). 


»Nichts von VietnamesiInnen im Haus gewußt« 


Die Angriffe laufen am Abend weiter. Der 
Berichterstatter. der Berliner Zeitung 
schreibt dazu, das Bild sei von angereisten 
Profinazis und Skinheads bestimmt gewe- 
sen. »Die Gewalt von der Brücke ist nicht 
ungestüm und spontan. Alles hört auf ein 
unsichtbares Kommando.« Um 21.00 Uhr 
ziehen die Polizisten vor dem Haus plötz- 
lich ab. Die AngreiferInnen sind überrascht 
und halten dies zunächst für eine Falle. 
Doch kurz darauf fliegen die ersten Brand- 
bomben in das ungeschützte Haus. Der RTL- 
Bericht spricht von 800 angreifenden 
Rechten unter den Anfeuerungsrufen von 
3000 Anwohnerlnnen. 


Zwei Stunden lang ist die Polizei nicht im 
Einsatz. Die Feuerwehr, die bereits seit 
21.44 Uhr vor Ort ist, kann erst gegen 23.00 
Uhr mit den Löscharbeiten beginnen. Daß 
die Verantwortlichen nicht ganz so hem- 
mungslos vor der Öffentlichkeit lügen kön- 
nen, ist u.a. der Anwesenheit eines 
ZDF-Kamerateams zu verdanken, das zu- 
sammen mit den vietnamesischen Familien 
und einigen Antifas um sein Leben bangen 
mußte. Buchstäblich in letzter Minute ge- 
lingt es den Eingeschlossenen, die Tür zum 
Dach aufzubrechen. Dort müssen sie noch 
befürchten, von Angreifern vom Dach ge- 
stoßen zu werden. 


Die wichtigsten Verantwortlichen, Rostocker 
Polizeichef und Leiter des Landeskriminal- 
amts in einer Person, Kordus, und Innenmi- 
nister Kupfer sind in der entscheidenden 
Phase nicht verfügbar. Kordus wird von sei- 
nem Vize Deckert vertreten. Der polizeiliche 
Notruf ist über zwei Stunden nicht erreich- 
bar. Das ZDF-Fernsehteam verfügt über 
Funktelefon. und kann nach den vergebli- 


chen Versuchen, Rostocker Polizei zu errei- 
chen, Polizei in Hamburg und Berlin infor- 
mieren. Mittlerweile ist das Einsatzprotokoll 
der Feuerwehr, die sich die Verantwortung 
über die Vorgänge nicht anhängen lassen 
will (dazu gibt es auch keinen Anlaß) veröf- 
fentlicht worden. Damit liegt eine minutiöse 
Darstellung des Ablauf zwischen 21.00 und 
24.00 Uhr vor. Diese deckt sich mit den uns 
vorliegenden Augenzeugenberichten. Zu- 
dem haben verschiedene Feuerwehrleute in 
der Presse über den Hergang berichtet. Der 
erste Notruf bei der Feuerwehr geht um 
21.38 Uhr ein, danach klingeln die Telefone 
eine halbe Stunde lang. Um 21.44 Uhr tref- 
fen die ersten Einsatzfahrzeuge der Feuer- 
wehr ein. Ohne Polizeischutz schaffen sie es 
nicht, durchzukommen. Ihre Zentrale gibt 
diese Information gleich an den Lagedienst 
der Polizei weiter. Als es ihnen gelingt, eini- 
ge wenige Räume im Erdgeschoß nach Be- 
wohnerInnen zu durchsuchen, werden sie 
von mit Eisenstangen und Baseballschlägern 
bewaffneten Angreifern zum Rückzug ge- 
zwungen. Immer wieder geht der Hilferuf 
um Schutz an die Polizei. Erst um 22.58 Uhr 
kann die Feuerwehr mit den Löscharbeiten 
beginnen, nachdem eine Polizeikette vor 
dem Haus aufgezogen ist, übrigens nach 
Feuerwehrangaben ohne Schutzuniform mit 
mürben Schutzschildern. 


Nicht alleVietnamesInnen fanden in dieser 
Nacht Platz in den Bussen, die sie an einen 
sicheren Ort bringen sollten. Eine halbe 
Stunde standen sie in einem Wäldchen, 
doch kein Bus kam, um sie in Sicherheit zu 
bringen. Sie flohen zurück in das brennende 
Haus, so wenig vertrauten sie dem Schutz 
der Polizei. Die Feuerwehr mußte sie erneut 
aus dem Gebäude bringen. 
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Erst am Dienstag fordert der Landesinnenmi- 
nister Hilfe von anderen Bundesländern an. 
Es kommen Einheiten aus Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Hostein, Niedersachsen, NRW 
und BGS-Einheiten. An diesem Abend geht 
die Polizei energischer vor und zeigt, daß sie 
trotz angereister Hooligans (an dem Abend 


fand ein Fußballspiel Hansa Rostock gegen. 


Bremen statt) das Heft in der Hand hat. Das 
Einsatzkonzept ist offensichtlich auf Verhin- 
derung weiterer Ausschreitungen umgestellt 
worden. Die Berliner Einheit, 80 Beamte der 
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Einsatzbereitschaft 11 der Direktion 1, wis- 
sen sofort, wie sie ihren Auftrag, Objekte zu 
schützen, umzusetzen haben: Sie wollen 
gleich am Dienstag Abend den Treffpunkt 
Rostocker AntifaschistInnen, das Jugendzen- 
trum in der Innenstadt, stürmen. Der Rostok- 
ker Einsatzleiter hat größte Schwierigkeiten, 
sie davon abzuhalten. Der Mittwoch endet 
mit kleineren Scharmützeln mit der Polizei, 
die Angriffe richten sich nur noch gegen die- 
se, Autos von AnwohnerInnen werden ange- 
zündet. 


Dienstag, 25.8.: 


Stellvertretender Polizei- 
direktor Deckert, der 
Kordus bei dessen Abwe- 
senheit am Montagabend 
vertrat, zum fehlenden 
Schutz für die Feuerwehr: 
Sie sei »zu einem übli- 
chen(!) Brandeinsatz 
gefahren«, dies laufe im- 
mer ohne Polizeischutz. 


»Keine Videoaufnahmen« - 
welch ein Zufall! Kordus 
erklärte in den NNN vom 
Montag, dem 24.August, 
daß den bis Sonntag Mit- 
tag erfolgten zehn Festnah- 
men nach der Auswertung 
von Fotos und Videofilmen 
weitere folgen würden. Für 
die Zeit des Brandes 
schreibt der Spiegel, daß 
die Kamera (die einzige?) 
des Dokutrupps der HHer 
Polizei durch einen Stein- 
wurf außer Betrieb gesetzt 
worden sei. Dies ereignete 
sich rein zufällig genau an 
dem Abend, an dem die Po- 
lizei für mehrere Stunden 
abgezogen wurde. 

»Kripo wertet Videofilme 
aus«, Überschrift der Ost- 
seezeitung vom 27.8. 

»In Rostock wurden laut 
Aussage des Innenministeri- 
ums auch einige Bänder 
mit "handelnden Personen’ 
gedreht.« 


Der Anti-Antifaschismus in Aktion 


Unmißverständlich war auch die 
wütende Hetze gegen die antifaschisti- 
sche Demonstration am folgenden 
Samstag in Lichtenhagen. Es hieß in 
den Medien, daß der »Invasion von 
rechts nun die Invasion von links« fol- 
gen würde und Rostocker BürgerInnen 
im besonderen wurden aufgefordert, 
dieser Demo fernzubleiben. Ein Bür- 
gerkriegsaufgebot von 3.400 Polizei- 
beamten gegen die antifaschistischen 
DemonstrantInnen machte allen un- 


Rostocker Bürgerinnen 
und Bürger! 


Angesichts der bevorstehenden Demonstrationen 
am Samstag wendet sich der Senat an Euch: 


Bewahrt Ruhe und Besonnenheit! 

Wahrt Distanz zu Gewalttätern! 

Nehmt die Verantwortung für Eure Kinder wahr! 
Laßt Euch nicht provozieren! 


In Rostock darf die Gewalt keinen Platz haben! 


Dr. K. Kilimann 
Oberbürgermeister der 
Hansestadt Rostock 


ie Rostocker Neonazis 


10 


mißverständlich klar, wo diese »De- 
mokratie« ihren. Feind nach wie vor 
sieht — links. Erwünscht war eine 
Schlacht zwischen AntifaschistInnen 
und Polizei, um unter Verwendung der 
alten bundesrepublikanischen Ge- 
schichtsklitterung über die Bedrohung 
des demokratischen Staates von links 
und rechts, eine Verschärfung der Si- 
cherheitsgesetze zu rechtfertigen. Als 
eigentliche Bedrohung waren in den 
meisten Berichterstattungen die »lin- 


ken Autonomen« ausgemacht, was 
durch das Großaufgebot der Polizei be- 
stätigt schien. Eine Schlacht am glei- 
chen Orte des Pogroms hätte dieser 
Propagandalüge die notwendigen Bil- 
der zugefügt und den Weg zur schnel- 
len Verschärfung der Sicherheits- 
gesetze geöffnet. Das dieser Plan miß- 
lang, ist ausschließlich dem politi- 
schen Bewußtsein der 20.000 Demon- 
strantInnen zu verdanken. 


Die politischen Brandstifter 


Die »Unterlassungen«, die zu dem 
Pogrom führten, haben wir bereits be- 
nannt. Montag Vormittag tagte der Kri- 
senstab, zu dem Bundesinnenminister 
Seiters angereist war. Am selben 
Abend sind die entscheidenen Perso- 
nen überhaupt nicht (wie Seiters) oder 
zumindest während der Stunden des 
Brandes, in denen das Gebäude mit 
den vietnamesischen Familien dem 
angreifenden Mob überlassen wurde, 
»nicht anwesend« (Kupfer und Kor- 
dus). 


Schon am ersten Angriffstag konn- 
ten sich die Neonazis und ihre Sym- 
pathisantInnen aufgrund der Tole- 
rierung durch die Polizeiführung weit- 
gehend ungestört austoben. Das Haus 
konnte — neben dem spärlichen Ein- 
satz von 35 Beamten, die von ihren 
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Vorgesetzten verheizt wurden — nur 
durch die Selbstverteidigung der viet- 
namesischen BewohnerInnen und un- 
terstützender Rostocker Antifas ge- 
halten werden. Daß das Pogrom drei 
Nächte laufen konnte, ohne daß ernst- 
haft dagegen eingeschritten wurde, 
kann kaum jemand ernsthaft — außer 
den direkt Verantwortlichen — mit 
»Einsatzpannen« entschuldigen! 


Handlungsbereit zeigte sich die Po- 
lizei durchaus Sonntagnacht, als sie 
über 60 AntifaschistInnen in Haft 
nahm, die damit mehr als die Hälfte 
der Festgenommenen dieser Nacht 
stellten (über die Presse verbreiteten 
die Polizeidienststellen dann, »Rechte 
und linke Autonome« hätten gemein- 
sam an den Angriffen teilgenommen). 
Offensichtlich sollten antifaschistische 


” 


Kräfte dem hausgemachten Pogrom 
nicht dazwischen pfuschen. Zwei Mo- 
nate vor dem Pogrom hatten die Poli- 
zeioberen Kordus und Deckert gezeigt, 
wie die Rostocker Polizei vorgeht, 
wenn es um die Durchsetzung einer 
Veranstaltung von Faschisten geht: 500 
Beamte, mit Verstärkung aus Nord- 
deutschland, boten sie auf, um die Ro- 
stocker GegendemonstrantInnen einer 
DVU-Versammlung erbarmungslos von 
der Straße zu prügeln. Erst in der drit- 
ten Pogromnacht wurde eine neues 
Einsatzkonzept gefahren; die Gewalttä- 
tigkeiten Dienstag und Mittwoch rich- 
teten sich in Lichtenhagen, nunmehr 
»ausländerfrei«, fast nur noch gegen 
die Polizei und gegen Autos der An- 
wohnerlInnen. 


Die Erklärungen der PolitikerInnen 
in den Tagen nach dem Pogrom strot- 
zen von kaum noch zu überbietenden 
Zynismus. Ein Bedauern oder eine So- 
lidaritätserklärtung gegenüber den 
Flüchtlingen und den vietnamesi- 
schen Familien kam ihnen nicht über 
die Lippen. Landesinnenminister Kup- 
fer behauptete wiederholt, daß der 


Einsatzauftrag der Polizei erfüllt wor- 
den wäre, es wäre »keinem Asylbewer- 
ber, keinem Anwohner und auch 
keiner anderen schützenswerten Per- 
son Schaden zugefügt worden« (Spie- 
gel 36/92). Obwohl er nochmals vom 
Ausländerbeauftragten detailliert die 
Situation der vietnamesischen Bewoh- 
nerInnen in dem brennenden Haus ge- 
schildert bekam, verkündete er kurz 
darauf vor dem Schweriner Landtag: 
»Die Polizei hat ihren Einsatzauftrag 
erfüllt, keinem Asylbewerber wurde 
auch nur ein Haar gekrümmt« (TAZ v. 
28.8.92) und verschwieg wiederum, 
daß fast 115 VietnamesInnen zusam- 
men mit einem ZDF-Fernsehteam und 
Rostocker Antifass umgekommen wä- 
ren. In der zweiten Pogromnacht be- 
dauerte er vor dem Fernsehen, daß 
»deutsche Polizisten gegen deutsche 
Bürger« vorgehen mußten und forderte 
ein Stopp für den »unkontrollierten 
Zustrom von Ausländern nach Meck- 
lenburg-Vorpommern«. 


Den Bundesinnenminister hätte es 
eine Handbewegung gekostet, bereits 
in der ersten Angriffsnacht massen- 
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So wird die Stimmung gegen 
Flüchtlinge nach dem Pogrom weiter 
angeheizt: 


Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth 
spricht sich direkt nach dem 
Pogromwochenende für eine rasche 
Änderung der Asylpolitik aus. 


Bürgermeister Wolfgang Zöllick (CDU): 
»Wir haben von Anfang an darauf 
hingewiesen, daß so eine Anlaufstelle 
inmitten eines solchen Wohngebietes 
sehr problematisch ist{..)Dieser Zustrom 
ist unkontrollierbar und hat überdimen- 
sionale Ausmaße angenommen (..) Hier 
ist organisierter Menschenhandel 
betrieben worden.« 

(TAZ-Interview v. 25.8.92) 


Erwin Eppler, sozialdemokratischer 
Abgeordneter von Lichtenhagen in der 
Rostocker Bürgerschaft: Er verurteilt die 
Gewalt, kann aber auch die Menschen 
verstehen. »Ich habe ja grundsätzlich 
nichts gegen Ausländer, aber das hier 
war ja zuviel.« 

(Berl.Zeitung 25.8.92) 


Justizminister Herbert Helmrich: Auf die 
Frage des »Mecklenburger Aufbruch«, 
ob man gegen Flüchtlinge »efwa eine 
Mauer ziehen« sollte: »Ja, es geht gar 
nicht anders.« 

(TAZ, 5.9.92). 


weise BGS-Kräfte nach Rostock zu 
schicken. Er kommentierte den Po- 
grom damit, daß »große Teile der Be- 
völkerung besorgt über den 
massenhaften Zustrom von "Asylbe- 
werbern" seien« (TAZ, 25.8.92). Zur 
gleichen Zeit übrigens machten SPD 
und die Grünen Seiters für die mas- 
senhafte Verschleppung von Asylan- 
trägen beim Zirnsdorfer Bundesamt 
verantwortlich; diese solle offenbar 
die »Asyldiskussion« anheizen. 


Die sozialdemokratische Variante in 
der Person von Kanzlerkanidat Eng- 
holm bedauerte zwar die Gewalt etwas 
stärker als seine christdemokratischen 
Kollegen, kam dann aber auch zum 
Wesentlichen: der Änderung des Asyl- 
rechts. Die SPD-Führung entschied 
sich folgerichtig an dem Sonntag nach 
den Pogromtagen für die Änderung 
des Grundgesetzartikels. 


Der Einzige, der aus diesem Kreis 
ausscherte, war der inzwischen ehe- 
malige Sprecher der Landtagsfraktion 
Knut Degner. Er warf den Rostockern 
und Schwerinern Politikern »Verant- 
wortungslosigkeit, Ignoranz und men- 
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schenverachtenden Zynismus« vor. Er 
hatte im Gespräch mit dem Rostocker 
Innensenator Magdanz (SPD) die Ge- 
wißheit bekommen, daß die Verant- 
wortlichen die Zustände in Lichten- 
hagen bewußt zu diesem explosiven 
Punkt haben kommen lassen, »um 
weitere Asylbewerber vom Kommen 
abzuhalten«. Doch die rassistische 
Stimmung ist schon so weit geschürt, 
daß ein Pogrom wie in Lichtenhagen 
gesellschaftsfäihig wird. Millionen 
FernsehzuschauerInnen konnten die 
Angriffe am Bildschirm verfolgen, kei- 
ner der verantwortlichen Politiker 
brauchte zurückzutreten — der einzige, 


„der seinen Hut nahm, war der SPD- 


Pressesprecher Degner. 


Den VertreterInnen der großen Par- 
teien geht es nicht nur um die Ab- 
schaffung des $16 des Grundgesetzes, 
der das Recht auf Asyl garantiert. Sie 
wissen sehr wohl, daß das, was sie der 
Bevölkerung hier als kurzfristige »Lö- 
sung des Flüchtlingsproblems« anbie- 
ten, keine ist. Es ist ein Ausgangs- 
punkt für eine massive Verschiebung 
der bundesdeutschen Verhältnisse 
nach rechts, wobei die verschärfte 
Gangart gegen Flüchtlinge, wie die ge- 
planten 
Roma und Sinti im November ’92, nur 
einen Bereich darstellen. Im Anschluß 
an das Rostocker Pogrom preschte die 
CDU mit neuen Vorschlägen zur Ver- 
schärfung der Sicherheitsgesetze vor, 
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Massendeportationen von‘ 


die sicher nicht das Ziel der Eindäm- 
mung von faschistischer Gewalt ha- 
ben. Die soziale und politische 
Situation in der BRD ist durchaus hei- 
kel, wie Erklärungen der Politiker in 
der Zeit um den Rostocker Pogrom 
deutlich machten. Bundeswirtschaft- 
minister Möllemann kündigte am 
31.August an, daß in verschiedenen 
Bereichen der deutschen Wirtschaft 
eine Rezession ins Haus stehe und der 
»Aufschwung Ost« noch mehrere Jah- 
re warten müßte. Gefolgt wurde dieser 
Beitrag »zur Lage der Nation« mit Vor- 
schlägen, wie den Beschäftigten am 
besten das Geld für die Finanzierung 
der Einheit aus der Tasche gezogen 
werden könnte: Investivlöhne, Soli- 
darbeiträge, Steuererhöhung und Aus- 
höhlung der tariflichen Rechte. Doch 
von der Bevölkerung wird diesem An- 
griff nicht viel entgegengesetzt und es 
ist keine gesellschaftliche Kraft sicht- 
bar, die den berechtigten Unmut zur 
Entwicklung eines Kampfes für soziale 
Verbesserungen nutzen könnte. 


In dieser Situation erfüllt die freige- 
gebene Jagd auf »Scheinasylanten« 
wunderbar die ihr zugedachte Funk- 
tion, den Unmut und Frust der Bevöl- 
kerung gegen nichtdeutsche Feind- 
bilder abzulenken. Die eigentlichen 
Verursacher der sozialen Krise erschei- 
nen gar nicht auf der Bühne. Der als 
Sündenbock ausgemachte »Wirt- 
schaftsasylant« ist zur einfachen Ziel- 


scheibe frustrierter Jugendlicher und 
deutscher SpießerInnen geworden. Die 
Beispiele des »ausländerfreien« Hoy- 
erswerdas und Lichtenhagens verspre- 
chen leichte Erfolge beim Treten nach 
unten und beleben den deutschen Na- 
tionalismus und Rassismus als Mas- 
senerscheinung. Und die Rechnung 
geht vorerst auf: es gibt wenig Wider- 
spruch aus der Bevölkerung gegen die 
Anti-Asyl-Kampagne, viele sehen in 
den Flüchtlingen das Problem und 
nicht im erstarkenden Faschismus. So 
gab es keinen Protest von Hunderttau- 
senden, als in Lichtenhagen fast ein 
hundertfacher Mord durch Faschisten 
und ihre aufgeputschen Sympathisan- 
ten begangen wurde. 


Die Herrschenden spielen wieder 
mit den faschistischen Kräften, in der 
Hoffnung sie für ihre Zwecke einset- 
zen und sie kontrollieren zu können. 
Welch gefährliches Spiel dies bedeu- 
tet, dazu brauchen wir nicht extra hi- 
storische Parallelen bemühen. Ver- 
glichen mit Hoyerswerda, konnten die 
Faschisten in Rostock mit einer erheb- 
lich verbesserten Struktur in die Ereig- 
nisse eingreifen. Die Gewaltwelle, die 
dem Pogrom von Lichtenhagen folgte 
und noch immer anhält, wird im fol- 
genden Artikel beschrieben. Ebenso 
der Ausbau des paramilitärischen Net- 
zes der Neonazis, den die Antifaschi- 
stInnen in naher Zukunft verstärkt zu 
spüren bekommen werden. [il 
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Tinh aus Lichtenhagen und aus 
Vietnam am 25.8.92 während des 
Pogrom 


In der Glotze steht Rudolf Seiters 
neben Helmut Kohl und reibt sich die 
Hände. 


Lothar Ku-Klux-Klan, der Innenmi- 
nister von Mecklenburg Vorpommern 
reibt sich die Hände. 


Peter Magdanz in Schlips und Parka 
stellt sich vor die noch rauchenden 
Wohnzellen, labert und macht poli- 
tisch seinen Schnitt. 


Und wenn ein paar Politiker wegen 
des Pogroms in Lichtenhagen ihre Po- 
sten räumen müssen, dann haben sie 
schon vorher über die Höhe der Abfin- 
dung verhandelt. Wahrscheinlich 
Ende Mai. Seit Ende Mai ’92 hat die 
Konferenz der Innenminister der BRD 
mit Seiters aus Bonn über die Zuspit- 
zung in Lichtenhagen gesprochen. Der 
Angriff, das Pogrom in Rostock-Lich- 
tenhagen war vorprogrammiert, von 
den Politikern an der Macht. 


Und ihr? Und die, die mitgemacht 
haben? Oder zugeguckt, im Sonntags- 
kleid, im Sonntagsanzug, die kleinen 
Kinder an der Hand? 


Viele in Lichtenhagen denken, sie 
haben einen Sieg errungen. Einen 
Heil-Sieg. Und in Wirklichkeit? Was 
ist mit den Mieten? Und den 60, nein 
50% Lohn im Vergleich zum Westen? 
Und der Arbeitslosigkeit? Und den 
Frauen, die zurück an den Herd sind? 
Und den Kindern, die ausflippen zu- 
hause, unter der Fuchtel, niemand 
hälts mehr aus in den 2- oder 3- Raum- 
Wohnungen... 


40 Jahre waren in der BRD, in West- 
deutschland, die Neonazis unter der 
Kontrolle der Polizei. Die Geheimdien- 
ste haben V-Leute reingeschickt, die 
Organisationen im Griff gehalten und 


Redebeitrag auf der antirassistischen Demonstration 
in Lichtenhagen am 29.8.1992 


»Die lustigen Zuschauer, 
die finde ich am schlimmsten« 


die Neonazis waren sowieso fast be- 
deutungslos. Die Altnazis saßen ja sel- 
ber an der Regierung. Und heute? 
Seiters, Seite und wie sie alle heißen: 
Für sie haben die Neonazis jetzt mit 
einem Mal eine Bedeutung. Die holen 
die Kartoffeln für sie aus dem Feuer. 
Nützliche, gefährliche Idioten. Die sor- 
gen dafür, daß die berüchtigte Hack- 
ordnung blüht und gedeiht: 


@ Oben ein Chef, 

© dann der Vorarbeiter, 

© dann der Facharbeiter, 

® die Ungelernte, eine Frau natürlich, 
und 

® darunter die berühmten »Kurzzeit- 
beschäftigten«. 

® Dann, erst dann die Leute »in Fort- 
bildung« und »in Umschulung«, oder 
in ABM, 

® und auf der Straße die Arbeitslosen, 
die Vietnamesen, die jahrelang neben 
euch im Werk gearbeitet haben, 

® und auf dem Rasen schließlich, 
ohne Klo, ohne Knete, die Roma und 
Sinti. Direkt neben dem Supermarkt. 


Daß da was abgeht, ist keine Frage. 
Fragt sich nur zwischen wem: Nach 
unten treten! Nach unten ist es am 
leichtesten. 


Viele von euch haben nach unten 
getreten, haben mitgemacht, mit ge- 
branntschatzt und mit geklatscht. Vie- 
le von euch waren da für das Grobe, 
und die herrschenden Politiker sitzen 
im Trockenen und reiben sich die 
Hände. Auch die Treuhand profitiert 
davon. Und die neuen Werftenbesitzer. 
Ihr habt - einige von euch haben — 
nicht die Wohnungen eurer Chefs und 
der Politiker angezündet, die für eure 
Misere verantwortlich sind. Ihr habt 
nicht deren Besitz verschrottet, son- 
dern die Habseligkeiten eurer vietna- 
mesischen Nachbarn. 


Habt ihr euch geirrt? Nein. Wer 
Wohnungen von Flüchtlingen anzün- 
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det, der irrt sich nicht. Wer die Ärm- 
sten angreift, der irrt sich nicht: Der 
wird schließlich — da sind wir sicher — 
der wird schließlich selbst angegriffen. 


Ihr habt die Neonazis mit ihren mo- 
bilen Telefonen gesehen, sie waren 
hier, vor euren Häusern. Die waren or- 
ganisiert, ihr nicht. Die haben eiskalt 
mit euch kalkuliert und mit den Herr- 
schenden. Heute sind die Neonazis in 
der Bundesrepublik von Nutzen - für 
die Herrschenden! Nur deswegen 
konnten sie in Lichtenhagen so viele 
Tage wüten und dieses unsägliche Un- 
heil anrichten. 


Der Vietnamese Tinh sagt, als unter 
ihm die Wohnungen angesteckt sind 
und »Zugabe« gerufen wird: »Wir wol- 
len mit der deutschen Bevölkerung le- 
ben und hier bleiben. Aber wenn die 
Rechtsextremisten angreifen und wir 
eines Tages hier heraus müssen, dann 
suchen die Rechtsextremisten die 
nächste Stelle. Wir Ausländer sind die 
erste Stelle, dann kommen schon die 
Frauen und Kinder, oder auch die Be- 
hinderten. Die ein bißchen anders aus- 
sehen oder die ihnen geistig und 
körperlich unterlegen sind.« 


Es liegt an uns, an allen, ob das 
Spiel aufgeht. Das Spiel der Hackord- 
nung und der abgebrannten Nachbar- 
Wohnungen. Die Hackordnung derer, 
die befehlen, aber andere die blutigen 
Taten ausführen lassen. Die Hackord- 
nung, durch die eure Löhne, eure Mie- 
ten nicht besser werden. Die 
Hackordnung, die ihr Mitläufer, ihr 
Mittäter verlieren werdet, gegen die 
Frauen in den Familien, gegen die 
Kinder, die ihr einzwängt, gegen uns: 
Ob wir nun aus Rostock oder Stral- 
sund kommen, aus Berlin oder aus 
Istanbul, ob wir einen deutschen Paß 
haben oder nicht, ob wir Lichtenhage- 
ner oder Dunkelhagener sind. | 
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alle für die Faschisten waren, so wie 
es in Britannien zum Beispiel berich- 
tet wurde. So war es nicht. 


Info: Als Du gestern die Demonstra- 
tion sahst - was für einen Eindruck 
hast Du von der antifaschistischen Be- 
wegung? 

Mike: Sie hat mich sehr beein- 


»Barbarei oder Menschlichkeit« 


Mike, seit vielen Jahren aktiv in der britischen Antifa-Bewegung, vertrat bei 
der Rostocker Demo »Antifascist Action« und die internationale englischsprachi- 
ge Zeitung »Searchlight«. In Britannien wurden am 9. November letzten Jahres 
nach den Übergriffen in Hoyerswerda Solidaritätsaktionen vor deutschen Ein- 
richtungen durchgeführt, was nach dem Rostocker Pogrom fortgeführt wurde. 
Wir befragten Mike nach seinen Eindrücken kurz nach der Rostocker Demo. 


Info: Du hast gestern erwähnt, daß 
Deine Familie aus Deutschland ge- 
flüchtet ist. Mit welchen Gefühlen bist 
Du hierher gekommen? 


Mike: Immer wenn ich zurück nach 
Deutschland komme, habe ich sehr ge- 
mischte Gefühle. Ist es wie nach Hau- 
se kommen oder ist es etwas anderes? 
Und mit all diesen Vorfällen in Ro- 
stock war ich Freitagabend sehr ner- 
vös, als ich wieder im Flugzeug saß 
und über Berlin blickte. Als wir nach 
Rostock fuhren, hatte ich keine Vor- 
stellung: Würden zur Demonstration 
jüngere oder ältere Menschen kom- 
men, würden es nur einige wenige 
sein? Tatsächlich haben dann 20.000 
Personen demonstriert, jüngere und äl- 
tere, Männer und Frauen, ein großer 
Querschnitt. Es tat mir gut, antifaschi- 
stische Brüder und Schwestern zu tref- 
fen und ich war froh, gekommen zu 
sein. 


Info: Ich denke, es gibt eine Menge 
Parallelen zwischen dem Progrom von 
Rostock-Lichtenhagen und der Ge- 
schichte Deiner Familie, die aus Ru- 
mänien kam? 


Mike: Ja, mein Vater war Rumäne 
und jüdischer Abstammung. Als er 
nach Deutschland kam, waren die 
Spannungen, der Antisemitismus und 
die Fremdenfeindlichkeit gegen ihn 
als Rumänen sehr stark. Er entschied 
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früh, Deutschland zu verlassen. Dies 
war gut für unsere Familie, sonst hät- 
ten es viele von uns nicht überlebt. Ei- 
nige aus unserer Verwandtschaft 
wurden im Holocaust umgebracht. 
Aber worauf es wieder hinweist — auf 
dieser Grundlage von Rassismus und 
Antisemitismus konnten die Nazis 
aufbauen und es macht mich besorgt 
zu sehen, wie sich deutsche Geschich- 
te wiederholt. 


Info: Du hast Lichtenhagen und den 
Ort gesehen, wo sich das Heim für die 
Flüchtlinge und die vietnamesischen 
ArbeiterInnen befand. Wie konnte es 
zu den Übergriffen kommen und was 
ging Deiner Meinung nach in der Be- 
völkerung von Lichtenhagen vor? 


Mike: Was einem unmittelbar durch 
den Kopf geht, es muß eine völlig re- 
aktionäre Gruppe von Leuten sein. Als 
die Faschisten reinkamen, gaben ih- 
nen LichtenhagerInnen Unterstützung 
aufgrund ihrer ökonomischen Schwie- 
rigkeiten. Aber nachdem wir einige 
Zeit auf der Demonstration verbracht 
und vorher schon länger auf deren Be- 
ginn gewartet hatten, wurde klar, daß 
diese Leute Vorurteile haben, daß der 
Kampf aber noch läuft, ob sie sich auf 
die Seite der Faschisten schlagen. Und 
ich konnte sehen, als wir durch die 
Straßen liefen, die Haltung der Leute 
ist gespalten. Es war nicht klar, daß sie 


druckt. Ich bin davon ausgegangen, 
daß vor allem junge Leute kommen 
würden und natürlich waren sie ver- 
treten. Aber es war gut, daß solch eine 
Anzahl von Leuten mittleren Alters, 
aus meiner Altersgruppe und ältere, 
da waren. So ist ein wirklich guter An- 
fang gemacht worden. Das Problem ist, 
es liegt noch ein großer Berg vor uns — 
was den weiteren Kampf betrifft. Es ist 
ein guter Anfang und wir müssen ihn 
mit allen unseren Kräften in Britan- 
nien unterstützen. Und wir werden es 
tun. 


Info: Was ist die wichtigste Bot- 
schaft, die Du zu Deinen GenossInnen 
in Britannien mitnimmst? 


Mike: Information, genaue Informa- 
tion darüber, was passiert, denn es ist 
eine große Gefahr in Britannien, daß 
die Leute denken, daß alle Deutschen 
Rassisten, alle Deutschen Faschisten 
sind. Wir müssen ihnen erzählen, daß 
es eine bessere, eine anständigere Be- 
völkerung gibt, eine Bevölkerung, die 
von den 20.000 DemonstrantInnen 
vertreten wird. Wir müssen genaue- 
stens informieren darüber, was pas- 
siert, daß ein großer Kampf gegen 
Rassismus und Faschismus stattfindet. 
Und daß wir in Britannien ihn unter- 
stützen können, ihn unterstützen müs- 
sen. Hierher gekommen zu sein und 
Solidarität gezeigt zu haben, ist nicht 
genug. Denn wir können die große 
Aufgabe, die vor uns liegt, sehen und 
es liegt in unserer Verantwortung bei 
Searchlight und Antifascist Action, al- 
les zur Unterstützung Eurer Kampagne 
zu tun. Nach der Demonstration hatten 
wir sehr nützliche Diskussionen über 
die Möglichkeiten, mit denen wir in 
Britannien Eure Kampagne unterstüt- 
zen können. Und die erste Sache wird 
etwas um den 9. November herum 
sein. Vielleicht eine Veranstaltungsrei- 
he, vielleicht andere Dinge. Es liegt an 
den Brüdern und Schwestern in 
Deutschland, uns zu sagen, wie wir 
helfen können, denn wieder ist 
Deutschland mit einer traumatischen 
Bedrohung konfrontiert, eine Heraus- 
forderung, die nur Barbarei oder 
Menschlichkeit zuläßt, aber eine Her- 
ausforderung, die uns alle in Europa 
betrifft. Und wir brauchen eine euro- 
paweite Antwort. = 
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Brandenburger Regierung im 
Dialog mit Neonazis 
Auf das Pogrom von Rostock 


folgten die Angriffe der organisierten 
Neonazis der DEUTSCHEN ALTERNA- 
TIVE (DA) auf die Flüchtlingsheime in 
Cottbus und Eisenhüttenstadt und 
eine zunehmende Welle von organi- 
sierten Attacken und Mordversuchen 
gegen Flüchtlinge vorwiegend in Bran- 
denburg und Mecklenburg-Vorpom- 
mern. Die rassistische Welle griff 
schnell auf die drei weiteren neuen 
Länder über, um sich danach auch in 
Westdeutschland zu verbreiten. Das 
Muster der Polizeieinsätze im Ostteil 
ähnelte sich überall: Die Heimbewoh- 
nerInnen, teilweise in deutlicher Über- 
zahl, wurden an ihrer Selbstverteidi- 
gung gehindert, die Polizei stellte sich 
vor den Heimen auf und ließ sich teil- 
weise von 40 bis 50 Angreifern nächte- 
lang attackieren, während zur Unter- 
stützung angereiste Antifas oft sofort 
festgenommen wurden. Die Angreifer 
der Heime wurden zwar teilweise 
ebenfalls festgenommen, in der Regel 
aber sofort wieder freigelassen. Wenn 
eine Verurteilung stattfand, fiel diese 
mit Bewährungsstrafen oder kürzerer 
Zeit Jugendarrest äußerst milde aus. 
Entsprechend gewürdigt wurde das 
Engagement der Cottbuser DA um 
FRANK HÜBNER, RENE KOSWIG und 
KARSTEN .WOLTER von dem branden- 
burgischen Ministerpräsidenten MAN- 
FRED STOLPE. Dieser reiste am 
2. September zum Dialog mit Bürgern 
und RassistInnen nach Cottbus-Sach- 


sendorf. Zumindest durch entspre- 


chende Zeitungsmeldungen mußte 
Stolpe bekannt gewesen sein, daß die 
DA als Drahtzieher hinter den tagelan- 
gen organisierten Angriffen steckte 


Das »erfolreiche« Pogrom von Rostock-Lichtenhagen war das Fanal für 
eine nicht enden wollende Welle von Angriffen, Anschlägen und 
Mordversuchen in der BRD. Der Brand in dem VietnamesInnenheim 
war das Startzeichen für die zahlreichen Brandstiftungen gegen 
Flüchtlingsheime, deren Anzahl bis September diesen Jahres laut 
Verfassungsschutzangaben auf über 400 gestiegen ist. 


Es nehmen wesentlich mehr rechte Jugendliche an den Aktionen teil als 
es organisierte Neonazis gibt. Während sie von Teilen der 
Bevölkerung dabei bejubelt werden ist der Organisationsgrad der 
lokalen und regionalen Neonazi-Szene seit dem Pogrom von 
Hoyerswerda deutlich angestiegen. 


Die militanten und terroristischen Neonazis sind im Augenblick die 
Schrittmacher der Entwicklung, in deren Windschatten den sich 
demokratisch gebenden Nazis, wie REUBLIKANERn und DVU ein 
Populitätsaufschwung beschert wird. Durch die zunehmende 
Akzeptanz der Gesellschaft gegenüber den Neonazis, gehen diese 
einen Schritt weiter als zuvor, führen bewaffnete Wehrsportübungen 
im Fernsehen vor und gehen über zu gezielten Sprengstoffanschlägen. 


und daß die TäterInnen ihre Angriffe, 
wie in Rostock, über Funkgeräte koor- 
dinierten. Durch seine Polizei mußte 
ihm bekannt gewesen sein, daß die DA 
eine Vorfeldorganisation der GESIN- 
NUNGSGEMEINSCHAFT DER NEUEN 
FRONT (GdNF) ist und das die Straß- 
enkampfgruppen dieser Organisation 
in der SA organisiert sind. Auf der 
Bürgerversammlung in der 8. Gesamt- 
schule waren keine Flüchtlinge anwe- 
send, dafür aber Frank Hübner mit 
Anhang. Stolpe verschaffte ihm Rede- 
recht, worauf Hübner erklärte, daß mit 
der DA über friedliche Lösungen zu 
verhandeln sei. Gute Erfahrungen habe 


Manfred Stolpe zum DA-Vorsitzenden 
FRANK HÜBNER: »Wir gehen hier nicht, 
ohne daß wir uns verabredet haben.« 
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damit auch schon der Direktor der Ge- 
samtschule gemacht, wo Hübner, nach 
anhaltendem Terror seines Anhangs, 
nach einem »Dialog« für Ruhe sorgte. 
Auch Stolpe war angetan von dieser 
Vorstellung und versprach dem Neo- 
nazi-Anführer: »Wir gehen hier nicht, 
ohne das wir uns verabredet haben.« 
Nachdem die DA auf diese Art und 
Weise als Ordnungsfaktor in Cottbus 
hoffähig gemacht worden war, bedank- 
te sie sich mit der Einstellung der An- 
griffe auf das Sachsendorfer Flücht- 
lingsheim. Danach folgten nächtelange 
Angriffe auf die ZAST des Landes 
Brandenburg in Eisenhüttenstadt. Dort 
hatte die lokale Neonazi-Szene Ver- 
stärkung aus München, Spremberg 
und Guben erhalten. Stolpe sah auch 
zwei Wochen nach dem Gesprächsan- 
gebot an den Neonazi-Chef nicht ein, 
daß er irgendetwas falsch gemacht ha- 
ben könnte. 


Rostock, Quedlinburg, Wismar: 
»Asylantenfrei« 


In Quedlinburg, am Harz, sorgte der 
sächsisch-anhaltinische CDU-Innen- 
minister Hartmut Perschau für einen 
weiteren Erfolg der Neonazis, als er 
nach tagelangen Attacken das dortige 
Flüchtlingsheim räumen ließ (siehe 
auch Artikel S. 20). 


Seit dem 13.9. war das Asylheim in 
Wismar Ziel von allnächtlichen Attak- 
ken, denen ein Angriff auf Flüchtlinge 
außerhalb des Heimes vorrausgegan- 
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gen war. Die Angegriffenen verteidig- 
ten sich, was den »Volkszorn« von 50 
Jugendlichen und AnwohnerInnen 
weckte. Der offene Haß der Bevölke- 
rung schlug, wie fast überall in 
Deutschland, vor allen den Roma und 
Sintis entgegen, die schon während 
der NS-Herrschaft die ersten Volks- 
gruppen waren, die in den Konzentra- 
tionslager interniert wurden. Fast zwei 
Wochen später gaben die politisch Ver- 
antwortlichen Mecklenburg Vorpom- 
merns die zweite Evakuierung eines 
Asylheims bekannt. 40 bis 50 rechte 
Jugendliche und Nazis brachten den 
»Rechtsstaat zur Kapitulation«, da die 
eingesetzten Hundertschaften nicht 
mehr taten, als sich bewerfen zu las- 
sen und ab und zu mal jemand festzu- 
nehmen, um ihn gleich wieder 
freizulassen. 


Anfang September flüchteten 120 
AsylbewerberInnen aus Kremmen im 
Kreis Oranienburg, bei Berlin. In 
Kremmen besteht eine Ortsgruppe der 
NATIONALISTISCHEN FRONT (NF). 
Nach einem Angriff, einer Bombendro- 
hung und zahlreichen Schickanen sei- 
tens der Ausländerbeauftragten und 
anderer Behörden des Kreises Ora- 
nienburg sahen die Flüchtlinge ihre 
Sicherheit nicht mehr gewährleistet. 


Diese Verhaltensweisen der verant- 
wortlichen Behörden sind eine aktive 
Unterstützung der Neonazis und ein 
Signal an sie, weiterzumachen. Es 
passt den politisch Verantwortlichen 
in den Kram, wenn die Stimmung in 
der Bevölkerung und Politik weiter 
nach rechts abrutscht und 65% erklä- 
ren sie seien »stolz Deutsche zu sein« 
(lt. Stern 40/92). Daß dabei das Leben 
der Flüchtlinge gefährdet wird, 
scheint erwünscht zu sein, auch um 
weitere Flüchtlinge abzuschrecken. 
Der nun entfesselte deutsche Rassis- 
mus wendet sich gegen die alten 
Feindbildern, gegen Sinti und Roma 
und überhaupt gegen alle Menschen, 
die keine Nordeuropäer sind. Der An- 
tisemitismus tritt offener denn zuvor 
zu Tage und wird von militanten Nazis 
geschürt, wie z.B. durch den Brandan- 
schlag auf die jüdische Ausstellung im 
ehemaligen KZ-Sachsenhausen. Die 
von Politikern und Polizeiführern 
möglich gemachten »erfolgreichen« 
Pogrome geben den RassistInnen und 
Neonazis einen Auftrieb, den sie in so 
kurzer Zeit aus eigener Kraft nicht er- 
reicht hätten. 


Vom Pogrom zum Terror 


Die Neonazis nehmen die ihnen zu- 
gesteckte Trumpfkarten dankbar auf 
und führen vor, was sie noch so auf 
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Lager haben. Neben den Angriffen 
größerer Gruppen werden zahlreiche 
Aktionen von Kleingruppen ausge- 
führt. In Holzhausen .bei Leipzig 
brannten Neonazis Zelte nieder, aus 
denen sich die 50 AsylbewerberInnen 
gerade noch retten konnten. Unter den 
sechs Festgenommenen befinden sich 
auch zwei organisierte Leipziger Nazis 
der REUDNITZER RECHTEN. Der 22- 
jährige PIERRE RICHTER und der mit 
ihm befreundete KEVIN DANE haben 
gute Kontakte zur FAP-Leipzig und 
treten seit zwei Jahren bei zahlreichen 
Überfällen auf Linke und Flüchtlinge 
in Erscheinung. Anfang September 
brannte das Asylheim in Ketzin/Bran- 
denburg völlig aus, die 44 Heimbe- 
wohnerInnen hatten ebenfalls Glück 
davonzukommen. 


Das sind die Reste des Zeltlagers f 
Jugendliche hatten es angezündet. Die Asylbewerber konnten sich in Sicherheit 
bringen. Sechs der Täter wurden festgenommen. 


Verstärkt finden aber auch Spreng- 
stoffanschläge statt, für deren Herstel- 
lung mehr Wissen und Ausbildung 
notwendig sind, als für die Erstellung 
eines Molotow-Cocktails. Am 30.8. 
wurde auf das Mahnmahl gegen die 
Deportation der Berliner Jüdinnen und 
Juden an der Berliner Putlitzbrücke 
ein Sprengstoffanschlag verübt. Seit 
vier Jahren ist dieses Denkmal Ziel 
neofaschistischer Aktionen. Bei den 
drei Berliner Tatverdächtigen aus den 
Bezirken Wedding und Kreuzberg 
wurde ein umfangreiches Waffenarse- 
nal, inclusive Handgranaten, Spreng- 
stoff und Schußwaffen, sichergestellt. 


Am 15. September wurde in der 
Außenstelle des Landesaufnahmela- 
gers des Saarlandes in Saarlouis ein 
Sprengsatz entschärft. Ein anonymer 
Anrufer hatte auf die Rohrbombe hin- 


gewiesen, die mit einem Zeitzünder 
versehen war. Die Wirkung dieser 
Bombe, im Falle einer Explosion, be- 
schrieben Experten als katastrophal 
für die 100 Flüchtlinge und erklärten, 
daß es sich um eine professionelle 
Qualität handele. Vieles deutet darauf 
hin, daß jetzt der Zeitpunkt für den 
Terror organisierter und ausgebildeter 
Nazis gekommen ist. 


»Wehrsport« im Fernsehen 

So sah auch der 31-jährige Vorsit- 
zende der thüringer GdNF-Gruppie- 
rung DEUTSCH NATIONALE PARTEI, 
Thomas Dienel' die Zeit gekommen, 
bewaffnete Wehrsportübungen dem 
Fernsehmagazin Spiegel-TV zu prä- 
sentieren. Auf Anlagen der Bundes- 
wehr werden von diesen Wehr- 
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ür Asylbewerber bei Leipzig. Mehrere 


sportgruppen gezielt Angriffe auf 
Flüchtlingsheime und besetzte Häuser 
geübt. Vor laufender Kamera demon- 
strierten die Nazis den Einsatz von 
Schußwaffen, Nebelkerzen und TNT- 
Bomben. Zur Ausbildung gehört auch 
ein Nahkampftrainning mit Messern 
und ähnlichem Gerät. Diese Technik 
sei, so die »Wehrsportler«, schon 
zwei- bis dreimal beim Angriff auf 
Flüchtlingsheime »erfolgreich« einge- 
setzt worden. 


Der Parteichef der DNP bestätigte 
die Existenz von mindestens drei sol- 
cher Wehrsportgruppen. In dem Inter- 
view gab Dienel noch zum besten, daß 
in der BRD bereits ein Bürgerkrieg 
herrsche und die DNP in der Tradition 
der SA der Jahre 1929 bis 1933 den 
Kampf gegen Linke und Ausländerln- 
nen aufnehmen würde. Die Staatsan- 
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waltschaft erließ aufgrund heftiger 
Proteste Haftbefehl gegen Dienel und 
die fünf im Film zu identifizierenden 
Nazis wegen Bildung einer kriminel- 
len Vereinigung nach $129. 


Die Gründung dieser SA fand be- 
reits 1989 im bayrischen Dingolfing 
statt, als MICHAEL KÜHNEN eine 
Handvoll seiner Mitglieder auf den 
Treueschwur der NSDAP vereidigte. 
Unter den Anwesenden waren damals 
führende Neonazis aus der DA, dem 
späteren DEUTSCHEN HESSEN, dem 
NATIONALEN BLOCK und anderen 
GdNF-Unterabteilungen vertreten. Öf- 
fentlich bekannt ist, daß seitdem 
Wehrsportlager zum Aufbau der SA, 
die aus den »männlichen Parteimitlie- 
dern ab 16 Jahren« zusammengesetzt 
ist, in allen Teilen der Bundesrepublik 
und im benachbarten Ausland stattfin- 
den. Bisher bestand anscheinend kein 
Anlaß für die Sicherheitsbehörden ge- 
gen diese SA vorzugehen, so daß sich 
die Gruppen in aller Ruhe formieren 
konnten. 


CHRISTIAN WORCH und ARNULF 
PRIEM nutzten für ihren Werbefeldzug 
die ZDF-Sendung Heute Journal. Am 
Samstag den 26. September präsentier- 
ten sie ein Ausbildungslager der GdNF 
in einer ehemaligen NVA-Barracke, 
ebenfalls auf einem Bundeswehrgelän- 
de gelegen, in der Nähe von Berlin. Sie 
brauchten nach dem Auftritt Dienels 
keine Waffen mehr vorführen, sondern 
ließen die Kameras nur eine Anspra- 
che von Priem »über Deutschland, die 
Ausländer und den Mehringhof«, In- 
terviews und das Gelände filmen. Die 
Ausbildungslager der GdNF beeinhal- 
ten »theoretische Schulungen«, wie 
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»Vereidigung der SA« im Mai 1990. 
Fred Eichner (Nationaler Block) nimmt 
Thomas Brehl aus Hessen den Eid ab. 


im Film gesehen, aber auch paramili- 
tärische Ausbildungen, »Formalexer- 
zieren und Wehrsport«. Das belegen 
Schulungsunterlagen der Berliner NA- 
TIONALEN ALTERNATIVE. Von weite- 
ren regelmäßigen Wehrsportübungen 
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Thomas Dienel (1.v.l., er warb für die SA im Spiegel-TV) und Thorsten Schoenrock 
vom Deutschen Kameradschaftsbund treffen sich mit der GdNF-Führungsriege. 


von Rechtsextremisten berichtete auch 
das »Hallesche Tagesblatt«. Demnach 
würde auf einem von den GUS-Trup- 
pen geräumten Teil des Truppen- 
übungsplatzes Colbitz-Letzlinger Hei- 
de (nördlich von Magdeburg) an Wo- 
chenenden Wehrsportübungen  statt- 
finden, an denen sich auch Gruppen 
aus Niedersachsen beteiligen würden. 


Rückendeckung 
durch den Verfassungsschutz 


Während der Verfassungsschutz be- 
kannt gibt, daß der Höhepunkt der 
Nazi-Gewalt noch lange nicht erreicht 
sei und sich »rechte und linke Gewalt 
gegenseitig« hochschaukele, schaukeln 
sich einzig staatlicher Rassismus und 
Neonazi-Gewalt gegenseitig hoch. Die 
massive Einflußnahme der Neonazi- 
Organisationen auf die Angriffswelle 
wird bestritten. Hausdurchsuchungen 
fanden lediglich in Sachsen statt. Kurz 
darauf kündigte der mecklenburgische 
Ministerpräsident BERND SEITE Raz- 
zien gegen Rechts rücksichtsvoller 
Weise schon im Vorfeld an. 


Der Chef des Brandenburger Verfas- 
sungsschutzes, WOLFGANG PFAFF, 
gibt immerhin inzwischen zu, daß Or- 
ganisationen wie die NF in Branden- 
burg planmäßig vom Westen aus 
aufgebaut wurden und das von den 
Nazis eine Gefahr für die Demokratie 
ausginge. Waffenbeschaffungen und 
Wehrsportübungen von Neonazi-Grup- 
pen würde es aber nicht geben. Herr 
Pfaff sollte sich fragen, ob er den 
Schwachsinn selbst glaubt. An fast je- 
dem Wochenende findet im Land 
Brandenburg eine Wehrsportübung 
statt. Die bisher erfolgten Durchsu- 
chungen einzelner Faschowohnungen 
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sind reine Augenwischerei. Die pres- 
sewirksamen Ermittlungen nach 129a 
gegen die NF wegen der Gründung ei- 
nes »Nationalen Einsatzkommandos« 
und die Ableger des »Ku-Klux-Klan« 
(KKK) in der BRD schleppen sich seit 
neun Monaten hin. Nach den Pogro- 
men in Hoyerswerda und anderen 
Städten wurde die Einleitung dieser 
Ermittlungsverfahren als großer Erfolg 
verkauft. Bei der Durchsuchung von 
21 Objekten in fünf Bundesländern 
fanden sich zwar sehr wohl belastende 
Unterlagen, die »eine Zugehörigkeit 
zum KKK nahelegen«, doch seitdem 
herrscht Funkstille. Die NF hat nach 
den Durchsuchungen ihren Mitglie- 
dern Entwarnung gegeben. Der Aufbau 
einer eingespielten und bundesweiten 
schlagkräftigen Kadertruppe läuft in- 
des ungestört weiter. 


Nach den Pogromen in Rostock 
tauchten die gleichen Ermittlungsver- 
fahren wieder in der Presse auf, um 
Aktivitäten des Staates gegen die 
rechtsextreme Szene zu suggerieren. 
Ein Eindruck der täuscht. So wurden 
von insgesamt sechs in den letzten 
beiden Jahren eingeleiteten 129a-Ver- 
fahren gegen elf Beschuldigte aus dem 
rechtsterroristischen Bereich alle wie- 
der eingestellt. An der Beweislage 
kann es nicht liegen, eher am politi- 
schen Willen, den rechten Terror zu 
stoppen. 


Die Organisierung der 
»Bewegung« 

Tatsache ist, daß die Organisationen 
des gesamten faschistischen Spek- 
trums schneller wachsen, als von ih- 
nen momentan organisatorisch zu 
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bewältigen ist. Seit der rassistischen 
Angriffswelle nach Hoyerswerda ha- 
ben die Kader fast sämtlicher Gruppie- 
rungen die Organisationsarbeit auf 
regionaler und lokaler Ebene verstärkt. 
So konnten im Gegensatz zu heute z.B. 
vor zwei Jahren regionale Aufmärsche 
nur durch massive überregionale Be- 
teiligung durchgeführt werden. Durch 
diese Aufbauarbeit in kleineren regio- 
nalen Gruppen konnten wesentlich 
mehr neue Leute angelernt und in die 
überregionalen Organisationen einge- 
bunden werden als je zuvor. Die orga- 
nisatorischen Grenzen unter den 
Neonazi-Organisationen haben zudem 
erheblich an Bedeutung verloren und 
gerade auf regionaler Ebene, aber auch 
beim »Rudolf Hess Gedenkmarsch 
1992«, findet eine intensive Zusam- 
menarbeit statt. 


Weiterhin hat, besonders im Ostteil 
der BRD, faschistische Organisierung 
einen Bewegungscharakter angenom- 
men. Es bestehen neben parteimäßig 
organisierten Neonazis zahlreiche Cli- 
quen von rechten Jugendlichen, die 
lose und durch informelle Kontakte an 
die Parteienstruktur angebunden sind. 
Im wesentlichen agieren diese Grup- 
pen in regionalen Aktionsräumen, wo- 


Wie geht’s weiter 
gegen den 


aufkommenden Faschismus 


Die Ausgangslage 


Die »demokratische Öffentlichkeit« 
in Deutschland ist, trotz der nun 
mehrjährigen deutlichen Anzeichen 
eines sich zuspitzenden Rechtsruckes, 
vom Ausmaß, des rasanten Tempos 
und der Schärfe dieser Entwicklung 
entweder überrascht oder damit ein- 
verstanden. Würde in dieser BRD we- 
nigstens die “bürgerliche Demokratie” 
funktionieren, hätten hunderttausende 
auf den Straßen sein müssen und nicht 
nur 20.000 wie bei der bundesweiten 
Antifa-Demo in Rostock. Der Rassis- 
mus, der von einer Mehrheit in 
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bei sie in den meist ländlichen Gegen- 
den mal dieses und mal jenes Heim 
angreifen. Weiterhin sorgen Nazi-Skin 
Konzerte, Hooligan-Randalen, Disco- 
besuche oder auch Wehrsportlager, zu 
denen auch Nichtorganisierte eingela- 
den werden, für einen regen Kontakt 
zwischen Parteinazis und lose organi- 
sierten Gruppen. Der Zusammenhalt 
ist auch untermauert durch die prinzi- 
pielle Zustimmung den Parolen der 
Neonazis gegenüber: Laut einer Bran- 
denburger Studie über »Jugendgewalt 
und Ausländerfeindlichkeit« stehen 
42% der Jugendlichen zwischen 14 
und 18 Jahren zu den Parolen »Aus- 
länder Raus — Deutschland den Deut- 
schen«. 


Schon bei Meinungsumfragen nach 
dem Rostocker Pogrom zeigte sich der 
sprunghafte Sympathieschub für die 
faschistischen Parteien rechts von der 
Union, denen ca. 20% nun ihre Stim- 
me geben würden. Eine nicht repre- 
senative Umfrage der Bild-Zeitung 
ergab sogar eine Zustimmung von 39% 
für den REPUBLIKANER-Chef FRANZ 
SCHÖNHUBER. Anfang September 
machte die FDP-Baden-Würtemberg 
den Faschisten JÖRG HAIDER, der der 
österreichischen Schwesterpartei FPÖ 


Deutschland getragen wird, macht vie: 
le »Demokraten« und Faschisten zu 
Bündnispartnern, auch wenn von ei- 
nem Teil die Methoden der Nazis 
nicht befürwortet werden. 


Die Rechtsentwicklung der vergan- 
genen Jahre und die Begünstigung 
durch staatliche Stellen lassen viele 
Paralellen zu den 30er Jahren erken- 
nen. Für uns steht fest, daß dieser bür- 
gerlich demokratische Staat und seine 
VertreterInnen kein Garant gegen ei- 
nen neuen Faschismus sind. Der Hö- 
hepunkt der Rechtsentwicklung ist 
noch nicht erreicht ist und wir haben 


vorsteht, in einer Veranstaltungstour- 
nee hoffähig, Zwei Wochen später 
rechnete der Bundesfinanzminister 
THEO WAIGEL (CSU) der Öffentlich- 
keit nicht nur vor, wieviel Geld an den 
AsylbewerberInnen gespart werden 
könne, sondern frohlockt auch, daß 
die Wahlen nun »rechts von der Mit- 
te« gewonnen würden. Die Hilfstrup- 
pen dieser nationalen Politik sind die 
organisierten Nationalsozialisten, de- 
nen grünes Licht zur Jagd auf Flücht- 
linge, ImmigrantInnen und zuneh- 
mend auch auf Linke und Antifaschi- 
stInnen gegeben wird. Die Neonazis 
haben eine Massenbasis durch die 
»Thematisierung der Ausländerfrage«, 
die von oben gewollte Neubelebung 
des deutschen Rassismus und die tat- 
kräftige Unterstützung von rechten Po- 
litikern erreicht. Die Massenbasis gilt 
es nun, in ihren Augen organisatorisch 
zu festigen. Diese organisatorische Fe- 
stigung gilt es von Seiten der Antifa- 
schistInnen weiterhin mit allen 
notwendigen Mitteln zu bekämpfen, 
wie auch die skrupellose Politik der 
Konservativen, die die Sturmtruppen 
für sich funktionalisieren. 


Nach der Zuspitzung des deutschen 
Rassismus und der Rechtsentwicklung, 
wie sie seit dem Rostocker Pogrom 
sichtbar geworden ist, tauchen auch 
für uns viele Fragen auf, wie wir uns 
gegen diese Verhältnisse am besten 
zur Wehr setzen können. 

Es gibt noch kein zufriedenstellendes 
Diskussionsergebnis und so wollen wir 
hier nur einige Überlegungen und 
Auseinandersetzungen darstellen. 


uns auf einen langanhaltenden Kampf 
einzustellen. 


Die Kräfte des bürgerlich demokra- 
tischen Spektrums, die zum Teil zur 
Aufpolierung des deutschen Image im 
Ausland gegen die Pogromstimmung 
auf die Staße gehen sind äußerst 
schwach. Als der Berliner Senat und 
die brandenburgische Landesregierung 
im September zum Trauermarsch für 
die Opfer der rassistischen Gewalt auf- 
rufen hatten, kamen gerade 1000 Teil- 
nehmerInnen, die saarländische Re- 
gierung schaffte es 500 Teilnehmerln- 
nen nach Saarlouis zu mobilisieren. 
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Die. »alte Linke« ist, sowohl in der 
BRD als auch in der Ex-DDR, ange- 
passt, von der Zeit überholt und/oder 
in der eigenen Auflösung begriffen. 
Die verbliebenen Aufrechten sind von 
der Geschwingigkeit der Rechtsent- 
wicklung größtenteil überrollt worden. 
Andererseits gibt es viele Menschen, 
die sowohl von der Nazi-Gewalt und 
dem Rassismus, als auch von den 
staatlichen Politikern angewidert sind. 


Die Antifa 


An vielen Ecken und Enden ver- 
streut gibt es Grüppchen und Einzel- 
personen, die den Ernst der Stunde 
begriffen haben, aber nur schwer Zu- 
garig zur organisierten Antifa-Bewe- 
gung finden. Das trifft vor Allem auf 
viele Jugendliche zu, die sich mit der 
berechtigten Wut im Bauch gegen die 
Nazis wehren. Der alltägliche organi- 
siertere Widerstand wird hauptsäch- 
lich von antirassistischen Initiativen, 
Autonomen sowie Antifa-Gruppen ge- 
tragen, die sich parteiunabhängig orga- 
nisiert haben. Diese treten den Nazis 
gegenüber, versuchen sie an der Aus- 
übung ihrer Gewalt zu hindern, orga- 
nisieren Schutz vor Flüchtlingsheimen 
und greifen teilweise die Organisa- 
tionsstrukturen der Nazis an. Obwohl 
die unabhängige Antifa-Bewegung, ge- 
messen an der Rechtsentwicklung, re- 
lativ schwach ist, gibt es viele gute 
Ansätze, die in den letzten Jahren ent- 
wickelt worden sind und eine Vielzahl 
von Gruppen, die diese Arbeit unter- 
stützen. Es gibt unterschiedlichste 
Gruppen, die aktiv sind: Jugendantifa- 


Gruppen, Frauen- und Lesben-Grup- 
pen, Schwule, und viele jugendliche 
ImmigrantlInnen. Es gibt erfolgverspre- 
chende Anfänge unabhängiger Antifa- 
Arbeit in den Gewerkschaften, es gibt 
kulturelle Veranstaltungen, Konzerte 
und Demos. Öffentlichkeitsarbeit wird 
nicht nur gegen Nazis und Rassismus 
geleistet, sondern auch zur Aufklärung 
über die Hintergründe, die zur staatli- 
chen Begünstigung der Nazis führen. 


Trotzdem ist es unsererseits nicht 
gelungen durch eine rechtzeitige Groß- 
mobilisierung das Pogrom in Lichten- 
hagen zu stoppen. Gegen die 
Vertreibung der Flüchtlinge aus Qued- 
linburg fanden zwei Demos statt und 
die Angriffe auf das Heim stoppten 
wenigstens solange, wie auswärtige 
Antifas in der Stadt waren. Nach Wis- 
mar, wo ebenfalls nächtelange Angriffe 
stattfanden, gab es unseres Wissen kei- 
ne Mobilisierung mehr. Die meist rela- 
tiv kleinen Antifa-Gruppen vor Ort 
sind, auf sich allein gestellt, zu 
schwach um gegen die Neonazis und 
die sympathisierende Menge ein- 
schreiten zu können. An diesem Punkt 
stellt sich verschärft die Frage nach ei- 
ner wirkungsvollen Antifa-Organisie- 
rung, damit diese Gruppen durch 
regionale und bundesweite Antifa- 
Strukturen unterstützt werden kön- 
nen. Andererseits treten die Angriffe 
im Osten der BRD in solch einer Häu- 
figkeit auf, daß es für Antifas derzeit 
nicht möglich ist überall zu sein. 


Wenn AntifaschistInnen, Mitglieder 
antirassistischer Gruppen und. andere 
Linke es jetzt schaffen besser zusam- 
menzuarbeiten und sich gegenüber 
mehr Menschen, die Widerstand lei- 
sten wollen, zu öffnen, kann der 
Grundstein zu einer antifaschistischen 
Bewegung gelegt werden, die zwar 
vorerst eine Minderheit ist, aber kämp- 
fen kann und sich nicht unterkriegen 
lassen wird. Das Ausmaß der rechten 
deutschen Entwicklung und das An- 
wachsen der Nazi-Organisationen un- 
terstreicht die Notwendigkeit für alle 
Leute, die sich nicht anpassen, 
schweigen oder verstecken wollen, 
jetzt Position zu beziehen. 


Notwendige Diskussionen 


Während wir es auf der einen Seite 
für richtig halten jetzt den Widerstand 
zu organisieren und zu verbreitern, 
finden wir gleichzeitig auch verstärkte 
politische Diskussionen wichtig. Die 
antifaschistische und antirassistische 
Bewegung, aber auch die Linke insge- 
samt, muß sich auch von alten Argu- 
mentationsschwächen lösen. Ein paar 
Beispiele: 
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Unsere Argumente sind sehr oft nur 
moralisch, was sich unter anderem an 
den »Schämt Euch«-Rufen auf der 
Anti-Pogrom Demo in Lichtenhagen 
ausgedrückt hat. Das z.B. die Parole 
»Bleiberecht für alle« nicht ausreicht 
um gegen den Rassismus zu argumen- 
tieren wissen wir schon lange. Wenig 
entwickelt ist eine Argumentation un- 
sererseits, die fordert die Fluchtursa- 
chen zu beseitigen und die klar 
aussagt, daß es ohne eine Änderung 
der Weltwirtschaftsordnung keine Lö- 
sung der Flüchtlingsfrage geben kann. 
Wenn dieses Problem nicht politisch 
gelöst wird, dann wird es Krieg der In- 
dustrienationen gegen die Völker der 
sog. Dritten Welt und Osteuropas ge- 
ben. Wer diesen Krieg nicht will, muß 
dafür eintreten, daß die reichen Län- 
der ihre Ausplünderung_ einstellen 
und das bedeutet in erster Linie, daß 
die Kapitalisten dieses Landes ver- 
zichten müssen. 


Wir sind dafür, daß die Flüchtlinge 
in das reiche Deutschland kommen 
können, doch nur wenige haben sich 
bis jetzt darum gekümmert wohin sie 
dann gebracht werden und wie sie 
dort leben müssen. Die Wohlhabenen 
dieses Landes sorgen dafür, daß in ihre 
Stadtteile, die in der Regel die meisten 
Freiflächen aufweisen, keine Heime 
kommen, sondern lassen die Flücht- 
linge in den ärmeren Bezirken unter- 
bringen um sich beim Ausbruch von 
Konflikten dann die Hände zu reiben. 


Es ist zwar auch immer wieder, 
nicht nur von uns, darauf hingewiesen 
worden, daß die sozialen Mißstände 
einen wichtiger Antrieb für die 
Rechtsentwicklung der ärmeren Bevöl- 
kerungsschichten ist. Doch dieses Wis- 
sen drückt sich wenig in der Praxis 
der Linken aus - ganz im Gegensatz zu 
den Rechten, die der Forderung nach 
»Ausländer raus« den »Mietenstop« 
hinzufügen. Ein sozialer Widerstand, 
wie er sich gegenwärtig gegen die 
Mieterhöhungen im Berliner Bezirk 
Prenzlauer Berg entwickelt und sich 
auch gegen Nazis und Rassismus wen- 
det, ist noch selten. Dort finden nach 
zwei großen Demonstrationen der In- 
itiative WBA (Wir Bleiben Alle) in den 
verschiedenen Kiezen MieterInnenver- 
sammlungen statt, an denen viele 
»normale« BewohnerInnen teilneh- 
men und ein Forum für ihre Probleme 
sehen. Diese Thematisierung der so- 
zialen Probleme zeigt Perspektiven für 
antifaschistisch geprägten Widerstand 
auf, der nicht nur moralisch argumen- 
tieren kann, sondern auch die sozialen 
Probleme ernst nimmt. ® 
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Seit Montag, 7. September, wurden 
die 120 in der einzigen Unterkunft der 
Stadt untergebrachten Flüchtlinge aus 
Rumänien und Bulgarien von der 
deutschen Bevölkerung angegriffen. 
Im Laufe der Woche sammelten sich 
vor dem völlig heruntergekommenen 
Haus RassistInnen und bedrohten in 
der inzwischen bekannten Art und 
Weise die Flüchtlinge. 


Am Donnerstag machten mutige 
Menschen aus Quedlinburg ihre erste 
Mahnwache. Am gleichen Abend de- 
monstrierten 250 Autonome gegen 
Rassismus und die dortigen Zustände. 
Die Demo wurde aus dem Mob heraus 
mit einem Molli beworfen (nach Infor- 
mationen von Polizei und Presse). Der 
örtliche Bürgermeister dementierte 
dies in einem Radiointerview und 
sprach davon, daß Quedlinburger Bür- 
ger linke Gruppen an ihrem Vorhaben 
gehindert hätten, und letztere so den 
Ort verlassen mußten...! Am Freitag 
abend stand eine Mahnwache von Pa- 
zifistInnen unterschiedlicher Parteien 
und Organisationen vor der Unter- 
kunft, ausdrücklich, um die Flüchtlin- 
ge durch ihre .Anwesenheit zu 
schützen. Diese Mahnwache wurde 
dann im Laufe des Abends von der auf 
500 Leute angewachsenen Menge mit 
Steinen und Leuchtspurgeschoßen an- 
gegriffen. Während des Angriffs der 
zwischen anderthalb und zweieinhalb 
Stunden dauerte, wurden ca. 30, zum 
Teil schon arg verletzte, PazifistInnen 
aufgefordert, die ausländischen Frau- 
en aus dem Heim herauszugeben: »Wir 
wollen nicht, daß hier noch mehr Ka- 
nackenbrut geboren wird, wir hängen 
die an den nächsten Baum.« Es 
herrschte Lynchstimmung. Die sich 
schützenden, meist auf dem Boden lie- 
genden, UnterstützerInnen der Flücht- 
linge wurden aufgefordert, die Arme 
von den Gesichtern wegzunehmen, 
»damit wir wissen, wer ihr seid«. Als 
endlich ein Krankenwagen den 
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Mahnwache und Demo 
in Quedlinburg 


»Schauplatz« erreichte, wurde der 
Fahrer aus dem Wagen gezogen und 
verprügelt, damit niemand wegfahren, 
geschweige denn medizinisch versorgt 
werden konnte. Der Einsatzleiter der 
Polizei erklärte dazu: »Wir können 
nicht jeden einzelnen Bürger schützen, 
der sich in Gefahr begibt.« Die persön- 
liche . Bedrohung der Flücht- 
lingsunterstützerlnnen ging und geht 
napürlich im Alltag weiter. Sie werden 
beim Einkaufen angepöbelt, ihnen 
wird gedroht, oder, wie es Einem ge- 
schah, wegen geschäftschädigem Ver- 
halten von der Arbeit entlassen. (...) 


Am Samstag wurde zur Antifa- 
Demo mobilisiert und über den Mittel- 
deutschen Rundfunk wurde verbreitet, 
daß auch die Nazis mobilisieren wür- 
den (Anm. Info). 50 Meter vor der 
Flüchtlingsunterkunft entfernt wuchs 
die gaffende Menge auf ca. 250 bis 300 
Personen an. Um ca. 19.30 Uhr er- 
reichten die Menschen der Mahnwa- 
che das Haus, in dem noch ca. 30 
Flüchtlinge untergebracht waren, die 
anderen waren auf eigene Faust ge- 
flüchtet. Als eine Reaktion auf die ne- 
gativen Schlagzeilen die der 
Nicht-Polizeieinsatz am gestrigen 
Abend ausgelöst hatte, versprach die 
Polizei den Mahnwachenden einen 
Abstransport mit einem bereitgestell- 
ten LKW, »falls die Lage zu brenzlig 
wird«. An diesem Abend war relativ 
viel Polizei (ca. 200 bis 300) vor Ort. 
Die meisten »begleiteten« die Demon- 
stration. (...) Wir haben die Ankunft 
der Demo an der Kreuzung in unmit- 
telbarer Nähe der Unterkunft mitbe- 
kommen. Wir wissen nicht was bis 
dahin passiert war, wie sich die Poli- 
zei bis dahin verhalten hatte. Die 
Demo kam in relativ lockeren Ketten 
zu der Absperrung, wo sich bis zu die- 
sem Zeitpunkt 300 RassistInnen ver- 
sammelt hatten. Die erste Durchsage 
des Lautsprecherwagens war eine Auf- 
foprderung an die Polizei, sich und 


Aus einem Bericht der Antifaschistischen BeobachterInnen Rhein/Main 


den Wasserwerfer zurückzuziehen und 
die »Provokation zu unterlassen«. 
Dazu sei gesagt, daß der Wasserwerfer 
mit abgeschaltetem Motor und ohne 
Licht an der Flüchtlingsunterkunft ge- 
genüberliegenden Straßenseite geparkt 
war. Wir wissen natürlich nicht , ob es 
vorher zu den üblichen Provokationen 
durch die Polizei gekommen war, fan- 
den allerdings, daß die Situation vor 
Ort nicht unseren sonstigen Erfahrun- 
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gen entsprach. So ist es z.B. nicht üb- 
lich, daß Polizisten sich drehtürartig 
zur Seite drehen, wenn Antifas einen 
Ausfall machen, um die Faschos zu 
kriegen, also dies weder verhindern 
noch den Leuten nachsetzen. Für die 
Demobeteiligten stellte sich die Situa- 
tion sicher anders dar: Mit einem Kon- 
voi in eine »feindliche Stadt«; die 
üblichen Polizeiformation drumher- 
um; geschlossen zum Ort des Gesche- 
hens und dort die Polizeiketten und 
»Schaulustige«. Diese »Schaulusti- 
gen« hätten aber das Hauptangriffsziel 
—- in Wort und Tat(?) — sein müssen, 
die Menge der normalen BürgerInnen, 
aus der heraus die beifallsunterstütz- 
ten rassistischen Aktionen stattfanden. 
Von ihnen wurden die gehaltenen Re- 
den mit höhnischem Lachen und ent- 
sprechenden Kommentaren verfolgt — 
der: Gegner war eben nicht nur die 
Staatsmacht aus der uns üblichen Fi- 


| Zum Begriff »Pogrom« 


xiertheit heraus. Der Redebeitrag be- 
stand zu mehr als der Hälfte aus einer 
Aufzählung der Ereignisse der vergan- 
genen Woche. Uns war unklar an wen 
sich diese Erzählung richtete: An die 
TeilnehmerInnen der Demo? Die wa- 
ren deshalb dort hingefahren. An die 
Polizei? Die waren deshalb dort ab- 
kommandiert worden. An die umste- 
hende Bevölkerung? Das waren Frauen 
und Männer, die sich in der einen oder 
anderen Weise an den Überfällen be- 
teiligt hatten. Nach der Rede wurde 
noch versucht einige Faschos zu erwi- 
schen. (...) Nachbemerkung zu den 
Mahnwachen: Mit Transparenten 
»Auch ohne Ausländer bleiben die 
’Probleme’«, »Keine Gewalt, reich den 
Flüchtlingen die Hand« ausgestattet 
und sich selbst in einer Märtyrerrolle 
erlebend, befanden sich die Mahnwa- 
chenden in der Minderheit und Defen- 
sive. Das drückte sich z.B. dann auch 
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darin aus, daß überlegt wurde, ob die 
Überschrift des eigenen Flugblattes 
»Die dummen Argumente der Brand- 
stifter« nicht zu aggressiv sei ... So 
wurde auch Furcht den Demonstran- 
tInnen von außerhalb und selbst den 
Presseberichten über die Ausmaße der 
rassistischen Angriffe gegenüber zum 
Ausdruck gebracht: »Das heizt die 
Stimmung an und wir kriegen es ab.« 
Das ist natürlich politisch fatal, aber 
aus der Sicht der Betroffenen nach- 
vollziehbar. Es war wohl die richtige 
Einschätzung, daß die Leute meinten: 
»Hätten wir uns beim Angriff gegen 
uns gewehrt, wären wir totgeschlagen 
worden.« Dementsprechend war die 
Einstellung gegenüber der organisier- 
ten Antifa-Demo zwar ängstlich, aber 
nicht ablehnend und ein Kontakt zwi- 
schen »Wessis« und »Ossis« wäre 
wohl angebracht gewesen. | 
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Der von den Nazis am 9. November 1938 
durchgeführte Pogrom stellte einen weite- 
ren Höhepunkt bei der Diskriminierung und 
Verfolgung von Juden und Jüdinnen im so- 
genannten Dritten Reich dar. Schritt für 
Schritt war die Ausgrenzung und schließ- 
lich die Verfolgung und Vernichtung vorbe- 
reitet worden. Gesetze und Aktionen auf der 
Straße gingen dabei Hand in Hand. 


Die systematisch betriebene Verfolgung 
und Vernichtung von Juden und Jüdinnen 
gipfelte in den Entscheidungen der »Wann- 
see-Konferenz«, auf der am 20.Januar 1942 
führende Nazi-Funktionäre die »Endlösung 
der Judenfrage« in Europa beschlossen. 
Schon bestehende Konzentrationslager wur- 
den erweitert und technisch zu Massenver- 
‚ nichtungslagern umgerüstet, neue Lager 
errichtet. Die größten Vernichtungslager la- 
gen in Polen: in Majdanek, Auschwitz, So- 
bibor, DBelzec, Treblinka... Insgesamt 
wurden bis Kriegsende über 6 Millionen Ju- 
den und Jüdinnen ermordet. 


Die Rolle der Industrie 


Das deutsche Kapital, das Hitler an die 
Macht gebracht hatte, profitierte von der 
»Ariesierung«, dem Raub von jüdischem 
Kapital, an dem riesigen Konzentrationspro- 
zeß des Kapitals und an der Ausbeutung 
von ZwangsarbeiterInnen, in der Rüstungs- 
und Chemie-Industrie. Es waren Firmen wie 
Degussa und IG Farben, die an der Liefe- 
rung des Massenvernichtungsmittels Zyklon 
B verdienten. Die Haupt-Profiteure von Fa- 
schismus und Krieg hießen Daimler, Sie- 
mens, Dresdner und Deutsche Bank, 
IG-Farben (heute BASF, Bayer und 
Hoechst), Krupp oder Thyssen. Obwohl ihre 
Rolle nach Kriegsende im Nürnberger Pro- 
zeß aufgedeckt wurde, wurden sie nicht zur 
Rechenschaft gezogen. Darüber schweigen 
sich deutsche Politiker heute gerne aus. 
(Zur Nachfolge der IG Farben siehe auch Ar- 
tikel auf Seite 31.) 


Das Jahr 1938 


Die Hintergründe des November-Pogroms 
lassen sich nur richtig darstellen, wenn die 
Zusammenhänge zu einigen wichtigen Er- 
eignissen des selben Jahres berücksichtigt 
werden. Das Jahr 1938 brachte die Nazis in 
ihren Kriegsvorbereitungen um einige ent- 
scheidende Schritte weiter. Die bürgerli- 
chen Regierungen Frankreichs und Groß- 
britanniens setzten der faschistischen Ex- 
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pansion keine ernsthafte Gegenwehr entge- 
gen. Im spanischen Bürgerkrieg, der seit 
zwei Jahren lief, gelang den faschistischen 
Truppen mit massiver Unterstützung deut- 
scher und italienischer Truppen und Kriegs- 
technik ein entscheidender Durchbruch. Im 
März 1938 besetzte die deutsche Wehr- 
macht Österreich, das dem Nazi-Reich ein- 
verleibt wurde. Die bürgerlichen Demo- 
kratien duldeten es auch, als Hitler- 
Deutschland seine dreisten Gebietsansprü- 
che gegenüber der Tschechoslowakei 
durchsetzte und am 1. Oktober 1938 das Su- 
detenland besetzte. Ende September hatten 
Hitler, Mussolini und ihre britischen und 
französischen Amtskollegen Chamberlain 
und Daladier ein Abkommen getroffen, in 
dem die »Neuordnung« Europas beschloßen 
wurde. Hier war das Schicksal der Tsche- 
choslowakei, von Spanien und letztendlich 
Europas verhandelt worden. Die Nazis hat- 
ten für die Zusicherung im Westen Frieden 
zu halten, freie Hand nach Osten bekom- 
men. Nur kurz darauf wurden mehr als 
15.000 in Deutschland lebende polnische 
Juden und Jüdinnen Richtung Osten 
zwangsdeportiert. Die reaktionäre polnische 
Regierung weigerte sich diese Menschen 
aufzunehmen, die zwischen den Grenzen 
im Niemandsland ihrem Schicksal überlas- 
sen wurden. Unter den Deportierten befand 
sich die Familie des nach Paris emigrierten 
Herschel Grynspan. Dieser ging darauf in 
die deutsche Botschaft in Paris und schoß 
in blinder Wut den Botschaftsangehörigen 
von Rath nieder. Ob Grynspan aus eigenem 
Antrieb oder im Auftrag des deutschen Ge- 
heimdienstes gehandelt hatte, bleibt um- 
stritten. Fest steht, daß es auch nach der 
Auslieferung an Deutschland nie zu einem 
Prozeß gegen ihn kam und seine Spur sich 
im Dunkeln verliert. Auf jeden Fall diente 
diese Tat den Nazis, ihren Pogrom zu recht- 
fertigen. 


Der 9. November 1938 


Der 9. November war geplant und vorbe- 
reitet. Was den Nazis gefehlt hatte war der 
passende Anlaß. Bevor im ganzen Deut- 
schen Reich die Synagogen brannten, probte 
kurz vorher die SA in dem kleinen fränki- 
schen Städtchen Leutershausen den Po- 
grom. Dort warf die SA am 15.Oktober 1938 
(also noch vor dem Attentat) die Scheiben 
der Häuser jüdischer BewohnerInnen ein. 
Und am 17. und 18. Oktober stürmte die SA 
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die Häuser, die Synagoge wurde geplündert 
und in Brand gesteckt. Eine Rede von Goeb- 
bels, die er 1938 anläßlich einer Gedenkver- 
anstaltung an den Hitlerputsch von 1923 
hielt, gibt weiteren Aufschluß über das 
planmäßige Vorgehen der Nazis: »Die Hal- 
tung Chamberlains und Daladiers in Mün- 
chen, der Empfang, der ihnen nach der 
Rückkehr bereitet wurde, ließen es als gewiß 
erscheinen, daß eine Ausnutzung des Atten- 
tats zur Verschärfung der Judenpolitik die 
außenpolitische Situation vielleicht kurzfri- 
stig stören, jedoch kaum nachhaltig verän- 
dern würde. Also konnte gehandelt 
werden.« Als der deutsche Botschaftsange- 
hörige schließlich an den Folgen des Atten- 
tats starb, gab die NSDAP-Führung das 
Signal für den Pogrom: Im ganzen deut- 
schen Reich wurden Menschen jüdischer 
Abstammung mißhandelt, ermordet, verhaf- 
tet und in Lager verschleppt. Eine Vielzahl 
von Synagogen wurden in Brand gesteckt, 
Geschäfte geplündert und verwüstet. Und 
dies alles geschah, während die große Mehr- 
heit der deutschen Bevölkerung dazu 
schwieg oder sich an den Mißhandlungen 
und Plünderungen beteiligte. Nach damali- 
gen offiziellen Zahlen wurden 91 Juden er- 
mordet und rund 30.000 Menschen in 
Konzentrationslager verschleppt und miß- 
handelt. Außerdem wurden den Juden und 
Jüdinnen eine »Bußgeldzahlung« in Milliar- 
denhöhe abgezwungen. Gegen keinen der 
Mörder wurde ein ordentliches Gerichtsver- 
fahren durchgeführt. 


Kriegsvorbereitung 


Die Nazi-Propaganda versuchte unabläß- 
lich die eigenen Kriegsvorbereitungen und 
Expansionsgelüste hinter der Lüge zu ver- 
stecken, das deutsche Volk sei von innen 


und von außen bedroht. Zu den Hauptfein- 
den wurden »Weltjudentum« und Bolsche- 
wismus erklärt. Das Zusammenspiel von 
antisemitischer Aufstachelung und Verfol- 
gung mit der gleichzeitig betriebenen 
Kriegsvorbereitung ist nicht zu übersehen. 
Eine Rede Hitlers, die er am 10. November 
1938, einen Tag nach dem Pogrom, vor 
»Schriftleiterne der »Deutschen Presse« 
hielt, macht den Zusammenhang deutlich: 
»Es war nunmehr notwendig, das deutsche 
Volk psychologisch ein wenig umzustellen 
und ihm langsam klarzumachen, daß es 
Dinge gibt, die, wenn sie nicht mit friedli- 
chen Mitteln durchgesetzt werden können, 
mit Mitteln der Gewalt durchgesetzt werden 
müssen. Dazu war es aber notwendig, nicht 
etwa nun die Gewalt als solche zu propagie- 
ren, sondern es war notwendig, dem deut- 
schen Volk bestimmmte außenpolitische 
Vorgänge so zu beleuchten, daß die innere 
Stimme des Volkes selbst langsam nach der 
Gewalt zu schreien begann. Das heißt also, 
bestimmte Vorgänge so zu beleuchten, daß 
im Gehirn der breiten Masse des Volkes 
ganz automatisch allmählich die Überzeu- 
gung ausgelöst wurde: Wenn man das eben 
nicht im Guten abstellen kann, dann muß 
es eben mit Gewalt abgestellt werden; so 
aber kann es auf keinen Fall weitergehen. 
Diese Arbeit hat Monate erfordert, sie wurde 
planmäßig begonnen, planmäßig fortge- 
führt, verstärkt. Viele haben es nicht begrif- 
fen, meine Herren; viele waren der Meinung, 
das sei doch alles etwas übertrieben. Das 
sind jene überzüchteten Intellektuellen, die 
keine Ahnung haben, wie man ein Volk letz- 
tenendes zu der Bereitschaft bringt, gerade- 
zustehen, auch wenn es zu blitzen und zu 
donnern beginnt.« Er 
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Teilstück des elektrisch geladenen Drahtzaunes im KZ Auschwitz 
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Inter ationaler antifasch 


Staatlich geschürter Rassismus 


Durch das Schengener Abkommen, zu 
dessen Erstunterzeichnern BRD gehört, und 
weitere EG-Beschlüsse, ist in den letzten 
Jahren die europäische Asylrechtspraxis 
verschärft und vereinheitlicht worden. Dazu 
gehört auch, daß Grenzkontrollen und Aus- 
tausch von Daten und Informationen ausge- 
baut und vereinheitlichtt wurden. In 
Deutschland wurde ein neues sogenanntes 
Ausländergesetz verabschiedet und die Ein- 
führung des Wahlrechts für AusländerInnen 
verhindert. 


Die »Asyl«-Kampagne des Sommers ’91 
wurde gleichermaßen von Unions- und 
SPD-Politikern betrieben. Ob im »Spiegel« 
oder in der »Bild«, die Botschaft war über- 
all die gleiche: Das deutsche Boot wäre voll. 
Es war von Abschreckung die Rede und der 


Die antifaschistischen Organisationen und 
Zeitschriften Stoppa rasismen (Schweden), 
Reflex (Frankreich), Anti Fascist Action und 


. Searchlight (Großbritannien), sowie das 


Antifaschistische Infoblatt rufen gemeinsam 
dazu auf, den diesjährigen 9. November, 
den Jahrestag der Pogrome 1938, zum in- 
ternationalen antifaschistischen Aktionstag 
zu machen. 


Bereits in den letzten Jahren war es an die- 
sem Tag zu Demonstrationen und Kundge- 
bungen gekommen. Im letzten Jahr gingen 
bundesweit rund 100.000 Menschen auf 
die Straße und demonstrierten gegen den 
anwachsenden Rassismus. Es wäre wün- 
schenswert, wenn AntifaschistInnen auch in 
diesem Jahr in möglichst vielen Städten mo- 
bilisierten und Aktionen, Kundgebungen 
und Demonstrationen durchführten. Kund- 
gebungen soll es, ebenfalls wie im letzten 
Jahr, auch in anderen europäischen Län- 
dern geben. Feste Zusagen gibt es bisher 
aus Schweden, Großbritannien und Frank- 
reich. Auch einige Gruppen in Dänemark 
und den Niederlanden haben ihr Interesse 
an einer Koordinierung von Aktionen für 
diesen Tag bekundet. In Berlin planen Anti- 
faschistinnen im Vorfeld des 9. November 
eine Veranstaltung mit internationaler Betei- 


ligung. 


BIRUSNı 


Ationstag 


Einsatz von Militär an den Grenzen wurde 
öffentlich »angedacht«. Und in der Tat: Eine 
auf Abschreckung beruhende Ausländerpo- 
litik, die EG-Europa vor den Fluchtbewe- 
gungen abschotten will, führt in der 
Konsequenz u.a. zur militärischen »Lö- 
sung« entlang der Grenzen dieses Europas. 


Dies bestätigte sich im Sommer 1991 in 
Italien, als in der Hafenstadt Bari das Mili- 
tär gegen Flüchtlinge aus Albanien einge- 
setzt wurde. Mittlerweile soll auch die 
Nato, nach ‘dem Vorbild dieser Aktion, im 
Mittelmeer den Einsatz gegen Flüchtlinge 
üben. 


Die Bilder aus Bari, die über die Bild- 
schirme flimmerten, standen am Beginn ei- 
ner bis dahin nie dagewesene Welle von 
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Anschlägen und Angriffen auf Flüchtlings- 
heime in Deutschland im letzten Herbst. 
Nach Hoyerswerda einigten sich Spitzenpo- 
litiker von CDU/CSU, FDP und SPD auf 
eine Verkürzung der Verfahren für Asylbe- 
werberInnen und auf die Einrichtung von 
Sammellagern. Auf eine Änderung des 
Grundgesetzes konnten sich die Parteien 
noch nicht einigen. Es waren die diesjähri- 
gen Angriffe u.a. auf das Rostocker Flücht- 
lingsheim nötig, um die SPD-Spitze auch 
hier auf »Linie« zu bringen, bzw. ihren 
Rechtsschwenk zu legitimieren. Ein Ende 
des Karussels, bei dem sich der rechte 
Straßenterror und staatlicher Rassismus ge- 
genseitig hochschaukeln und die Argumen- 
te liefern, ist nicht abzusehen: Für Anfang 
November werden Massenabschiebungen 
erwartet, von denen überwiegend Roma be- 
troffen wären. Presseberichte aus dem In- 
und Ausland erhärten diese Vermutung. 


Diese Abschiebungen macht ein gerade 
geschlossenes Abkommen zwischen 
Deutschland und Rumänien möglich. Wäh- 
rend das Abkommen für die deutsche Regie- 
rung Modellcharakter hat, mit dem 
osteuropäische Flüchtlinge abgehalten wer- 
den sollen, erhofft sich Rumänien durch 
seine Haltung wirtschaftliche Hilfe zu er- 
kaufen. Daß von der zu befürchtenden Mas- 
sendeportation der Roma ein Volk betroffen 
ist, das bereits vor und besonders während 
der Nazi-Zeit unter Verfolgung gelitten hat, 
bereitet deutschen Politiker keine schlaflo- 
sen Nächte. ; 


Brandstifter sind die Herrschenden in 
Deutschland 


Die Entwicklung in Deutschland ist der 
Schrittmacher für das Anwachsen von Na- 
tionalismus und Faschismus in Europa. Da- 
bei spielt es weniger eine Rolle, daß die 
faschistischen Parteien hierzulande (noch ?) 
weniger Mitglieder und WählerInnen haben 
als z.B. in Frankreich. Die Rolle der BRD 
muß vor dem Hintergrund ihrer ökonomi- 
schen Bedeutung, ihres politischen Einflus- 
ses und ihrer Geschichte gesehen werden. 
In diesem Jahrhundert wurden beide Welt- 
kriege vom deutschen Kapital entfacht. Die 
Machtelite dieses Landes ist aber immer un- 
geschoren davon gekommen und bestimmt 
auch heute noch, wo es lang geht. Ziel des 
deutschen Kapitals war und ist die Neuord- 
nung Europas unter deutschen Vorzeichen. 
Dies läßt sich ebenso am Beispiel des jugo- 
slawischen Bürgerkrieges ablesen, wie an 
der »Harmonisierung«, d.h. Angleichung 
und Verschärfung der europäischen Flücht- 
lingspolitik. 


Es geht um mehr als Asyl 


Die heutigen Brandstifter auf den Regie- 
rungsbänken und auf der Straße zielen mit 
ihren Mordtaten in Hoyerswerda, Mann- 
heim, Rostock und anderswo nicht allein 
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auf die vor Krieg, wirtschaftlicher Not und 
politischer Verfolgung geflohenen Men- 
schen. Die Pogrome stehen im Einklang mit 
den weiterreichenden Interessen staatlicher 
Politik. Die Brutalisierung der Gesellschaft 
ist Bestandteil dieses Herrschaftskonzepts. 
Dabei ist Rassismus nicht das einzige Spal- 
tungsinstrument, dessen sich bedient wird, 
um von den realen Machtverhältnissen und 
den Ursachen der ökonomischen Krise ab- 
zulenken. 


Der Verschärfung des Klimas nach innen 
entspricht ein aggressiveres Vorgehen der 
BRD in der Außenpolitik. Während es in- 
nenpolitisch um den Abbau von Grundrech- 
ten und eine großangelegte Umverteilungs- 
politik geht, in der u.a. soziale Leistungen 
abgebaut und die Löhne eingefroren wer- 
den, wird außenpolitisch der Weg für künf- 
tige Kriegseinsätzen der Bundeswehr 
außerhalb ihres bisherigen Einsatzgebietes 
freigemacht. 


Die Lage ist ernst. Ernst vor allem für die 
von Angriffen und Abschiebungen bedroh- 
ten Flüchtlinge, aber auch für einen immer 
größer werdenden Teil der linken und fort- 
schrittlichen Kräfte in diesem Land, die mit 
dem Rücken zur Wand stehen. Die Pogrome 
sind der Prüfstein für jeden aufrechten 
Menschen, nun aufzustehen und Wider- 
stand auf allen Ebenen zu leisten. Die Anti- 
faschistInnen haben sich auf einen langen 
Kampf einzustellen. 


Widerstand über die Grenzen hinweg 


Zu einer langfristigen antifaschistischen 
Perspektive gehört die Entwicklung interna- 
tionaler Solidarität. Dies beinhaltet neben 
der Zusammenarbeit von AntifaschistInnen 
verschiedener Länder, die sich ansatzweise 
zu entwickeln beginnt, auch, die weltweiten 
Ausbeutungsverhältnisse als Fluchtursache 
zu thematisieren. Internationale Solidarität 
ist gerade auch ein Mittel, die eigenen Kräf- 
te zu stärken. Wir können von den Erfah- 
rungen anderer Kämpfe lernen und 
Zusammenhänge aufzeigen und bewußt ma- 
chen. Wohin wir auch in Europa blicken: 
Überall wachsen Rassismus und Nationalis- 
mus, aber auch der Widerstand dagegen. Es 
darf auch nicht vergessen werden, daß die 
braunen Drahtzieher ihr Netzwerk interna- 
tional gespannt haben. Rostock war auch 
hierfür ein Beispiel (siehe Artikel zu Ro- 
stock). Wir können die Nazis wirkungsvol- 
ler bekämpfen, wenn wir unser Wissen und 
unsere Erfahrungen mit AntifaschistInnen 
in anderen Ländern austauschen. Für die 
Situation in Deutschland kommt hinzu, daß 
internationaler Druck auf die Regierung, der 
durch eine breite internationale Öffentlich- 
keit über die Vorgänge in Deutschland ge- 
schaffen wird, uns bei der Ausein- 
andersetzung mit diesem Staat den Rücken 
stärkt. 


Die Aufgaben der Antifa 

Wir wollen am Schluß kurz anreißen, 
was unseres Erachtens in den kommenden 
Wochen und Monaten an Aufgaben auf die 
AntifaschistInnen zukommt. Wir müssen 
Anlässe wie den 9. November nutzen, unse- 
re Vorstellungen bekannt zu machen und 
für ein gemeinsames Vorgehen der antifa- 
schistischen Kräfte zu werben. 


1. Kein Vergeben! Kein Vergessen! Die 
Verantwortichen und Nutznießer des Po- 
groms von 1938 müssen ebenso benannt 
und in Erinnerung gerufen werden, wie die 
Verantwortlichen in Staat und Politik für 
das Pogrom 1992 in Rostock. 


2. Die Organisierung und Vernetzung des 
antifaschistischen Widerstandes in der BRD 
und international muß vorangetrieben wer- 
den. 


3. Tatkräftige Unterstützung für Flücht- 
linge und AntifaschistInnen, die in ihren 
Stadteilen und Gemeinden mit dem Rücken 
zur Wand stehen, mit dem Ziel die Selbstor- 
ganisation der Bedrängten zu stärken. 


4. Kampf dem Faschismus auf allen Ebe- 
nen. Der Aufbau faschistischer Organisatio- 
nen und Strukturen muß mit Mitteln der 
Aufklärung und in. der direkten Konfronta- 
tion bekämpft werden. 


5. Der staatliche Rassismus, der den 
wachsenden Faschismus begünstigt, muß 
verurteilt und bekämpft werden. Den von 
der BRD-Regierung geplanten Massenab- 
schiebungen von Roma und anderen müs- 
sen wir breiten Widerstand entgegensetzen. 


=) 


unser Ziel. 
Das sind wir den 
gemordeten Kameraden 
ihren Angehörige 


1992 ist es wieder soweit: 

Die von Faschisten im September niedergebrannte Baracke und Gedenkstätte im Konzentrationslager 
Sachsenhausen. Eine Vielzahl ühnlicher Anschläge und Schündungen sind seit Jahren an der Tagesordnung, sei es 
der Anschlag auf die Gedenktafel an der Putlitzbrücke in Berlin-Moabit oder die Verwüstung jüdischer Friedhöfe 
und Grabsteine. 
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Stoppt den 
Nazi-Aufmarsch 
in Halbe 


April 1945: Sinnlose Kesselschlacht der 
deutschen Wehrmacht 


45 Kilometer südöstlich von Berlin 
fand zwischen dem 24. April und 
1. Mai 1945 bei Halbe eine der letzten 
großen Kesselschlachten des II. Welt- 
krieges statt. Der Soldatenfriedhof von 
Halbe gilt mit den 22.000 begrabenen 
Soldaten als der größte in Deutsch- 
land. Hier liegen nicht nur deutsche 
Soldaten, sondern auch sehr viele Sol- 
daten der Sowjetarmee begraben. 


Wirklichkeit... 


Tausende fünfzehnjähriger »Hitler-Jungen« werden 
im Westen Berlins geopfert, um den Nazibonzen 
einen Fluchtweg offenzuhalten. 


Der SS-General FELIX STEINER gab 
den Befehl an sein IH. GERMANISCHES 
PANZERKORPS und die deutschen Sol- 
daten aus, sich nicht der weit überle- 
genden Sowjetarmee zu ergeben, 
sondern in aussichtsloser Position 
weiter für den »Endsieg« zu kämpfen. 
Unter den Gefallenen waren auch vie- 
le Jugendliche, die in den letzten Ta- 
gen des »Tausendjährigen Reiches« 
zum »Volkssturm« bestellt worden 
sind und Opfer der Durchhalteparolen 
der Nazis wurden. 


Als im Jahr 1951 der damalige Pfar- 
rer von Halbe eine Gedenkstätte auf 
dem Friedhof eröffnete, wurde dies 
von den staatlichen Stellen der DDR 
ignoriert. Während die geschichtli- 


chen Fakten der Kesselschlacht von 
Halbe eine klare Sprache sprechen — 
zig-tausend Menschenleben wurden 
von den deutschen Generälen »ver- 
heizt« -, rankten sich Mythen der Alt- 
und Neonazis um diesen Ort. Schon 
vor 1989 war der Soldatenfriedhof zu 
einer geheimen Kultstätte der DDR- 
Neonazi-Szene geworden, die hier 
auch nach Waffen und Militaria-Ge- 
genständen gebuddelt hatte. 


Der erste Nazi-Aufmarsch 1990 


Diese kleinen Neonazi-Gruppen er- 
hielten im Jahr 1990 auch in Berlin 
und Brandenburg einen regen Zulauf. 
Unter Anleitung von Neonazi-Kadern 
aus dem Westen wurden aus den ein- 
zelnen Nazigrüppchen Ableger der 
verschiedenen Parteien und Organisa- 
tionen. Am Volkstrauertag 1990 trat 
die organisatorisch gestärkte Neonazi- 
Szene das erste Mal im großen Stil auf 
dem Soldatenfriedhof von Halbe auf. 
Die Vorbereitung und Einladung hatte 
die Berliner Sektion der DEUTSCHEN 
KULTURGEMEINSCHAFT (DKG) in Zu- 
sammenarbeit mit den JUNGEN NA- 
TIONALDEMOKRATEN (JN) übernom- 
men. Uniformierte Marschzüge der WI- 
KING-JUGEND, Abordnungen sämtli- 
cher Neonazi-Gruppierungen, die in 
Berlin und Brandenburg in Erschei- 
nung getreten sind, prägten das Bild. 


Für die Alt-Nazis des KAMERADEN- 
WERKES KORPS STEINER e.V., deren 
Mitglieder heute noch in Nazi- Organi- 
sationen Schwedens, Belgiens und 
Hollands aktiv sind, bietet der Auf- 
marsch die Möglichkeit für die Fort- 
setzung des Nationalsozialismus zu 
werben und Kontakte zu knüpfen. 


1991: Vor den Nazis kam die Bundeswehr 


Genau ein Jahr später kamen fast 
doppelt soviele TeilnehmerInnen »zu 
Ehren der Soldaten der Waffen-SS« 
angereist. Mehr als 600 Alt- und Neo- 
nazis zelebrierten eine »Heldeneh- 
rung« im Fackelschein, unterbrochen 
durch Trommelwirbel. Gedichte wur- 
den wurden vom Bundesjugendführer 
der WIKING-JUGEND zum Besten gege- 
ben und die Anmelderin Frau Dr. UR- 
SULA SCHAFFER schwor die 
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Seit zwei Jahren marschieren hunderte von uniformierten Nazis 
am Volkstrauertag im brandenburgischen Halbe auf. Der Solda- 
tenfriedhof von Halbe ist zu einem Wallfahrtsort geworden an 
dem junge Neonazis auf den Geist der Waffen-SS eingeschworen 
werden und eine Wiederbelebung der alten NSDAP gefordert 
wird. Auch für dieses Jahr wird am Volkstrauertag, dem 

15. November 1992, mit einem erneuten Aufmarsch sämtlicher 
militanter nationalsozialistischer Verbände gerechnet. 


Teilnehmenden auf den Geist der Waf- 
fen-SS ein, der »Vorkämpferin für ein 
neues Europa«. Von sämtlichen der 
vertretenden Gruppierungen wurde 
Kränze niedergelegt, die mit NS-Sym- 
bolen bestückt waren. 

Es war nicht die erste Kranznieder- 
legung dieses Tages an dem Denkmal 
auf dem Friedhof. Etwa zwei Stunden 
vor der Nazi-Feier legte eine Ehrenfor- 
mation der deutschen Bundeswehr 
dort seine Kränze nieder und spielte 
dazu mit Blasmusik auf. Die Bundes- 
wehr und die Nazis beziehen sich auf 
die gleiche militaristische Tradition. 
In der Vergangenheit hat es schon häu- 
fig Treffen zwischen der Bundeswehr 
und der HILFSORGANISATION DER 
EHEMALIGEN SOLDATEN DER WAF- 
FEN-SS (HIAG) und auch dem Kamera- 
denwerk Korps Steiner e.V. gegeben. 
So unterhielten sich die Bundeswehr- 
Angehörigen teilweise angeregt mit 
den ankommenden Faschisten. Von 
den Verantwortlichen der Bundeswehr 
ist noch keine Stellungnahme gegen 
das Auftreten von Nazis im Zusam- 
menhang mit der Bundeswehrkranz- 
niederlegung bekannt geworden. 


„und Mythos 


von Faschisten »geschmücktes« Soldatengrab in Halbe 
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Die Organisatoren und Teilnehmer des Aufmarsches 


Der DKG fällt, wie schon erwähnt, 
die zentrale Vorbereitung des »Hel- 
dengedenktages« zu. Diese Organisa- 
tion verfügt über weitreichende 
Kontakte von heute noch aktiven Mit- 
gliedern der alten Waffen-SS, der 
NSDAP bis hin zu Kadern sämtlicher 
Neonazi-Fraktionen. 


Ursula Schaffer 


Frau Dr. Ursula Schaffer (80) ist 
trotz ihres hohen Alters eine der Zen- 
tralfiguren der Berliner Nazi-Organisa- 
tionen. Sie verfügt nicht nur durch 
ihre langjährige Mitarbeit in der NPD, 
deren Kreisverband Berlin-Südwest 
sie vorsteht, über weitreichende Ver- 
bindungen zu der sich demokratisch 
gebenden Rechten. So führte sie in 
den Jahren 1971-1981 einen regen 
Briefwechsel mit dem CDU-Bundes- 
tagsabgeordneten Heinrich Lummer. 
Sie verfügt vor allem auch über her- 
vorragende Kontakte zu allen Berliner 
Nazi-Organisationen der militanten 
Rechten, die regelmäßig an den DKG- 
Veranstaltungen teilnehmen. Der enge- 
re Vorbereitungskreis für Halbe wurde 
von Frau Schaffer, der Wiking-Jugend 
und der Nationalistischen Front ge- 
stellt, die den Ordnerdienst 1991 ein- 
wies. 


Frau Dr. Ursula Schaffer (Bildmitte), die 
Anmelderin 


Die Deutsche Kulturgemeinschaft 


Die DKG wurde 1979 als Abspal- 
tung des 1950 geschaffenen DEUT- 
SCHEN KULTURWERKES EUROPÄ- 
ISCHEN GEISTES (DKEG) gegründet 
und hat ihren Sitz in Graz, Österreich. 
Der Berliner Ableger der DKG wurde 
dieses Jahr in BERLINER KULTURGE- 
MEINSCHAFT PREUSSEN (BKP) umbe- 
nannt, nachdem mehr über die 
Praktiken der DKG öffentlich gewor- 
den ist und eine Veranstaltung durch 
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AntifaschistInnen angegriffen worden 
war. 


Die DKG sieht ihre Hauptaufgabe in 
dem Aufbau einer »ausgebildeten Füh- 
rungsmannschaft«, um eine erneute 
Machtübernahme durch die National- 
sozialisten möglich zu machen. Dazu 
führt sie regelmäßig Seminare durch 


Mitgliedern der NPD, der NA, der DA, 
der JN, der NF, der WJ und der FAP 
besucht. 


Auf einer in Berlin-Kreuzberg ge- 
planten Veranstaltung, die von Antifas 
verhindert worden war, sollte der 
Nazi-Ideologe ERNST-GÜNTER KÖGEL 
das Thema behandeln: »Die One 


Der Ordnerdienst - Oliver Schweigert, GdNF, (1.v.l.); Reinhard Golibusch, NF, (mit 
Militärkappe) weist den Ordnerdienst ein und Uwe Noack, NSDAP-AO-Mitglied 
und aktiv in der HNG (rechts) 


und betreibt »Traditionspflege«, was 
nichts anderes bedeutet als die men- 
schenverachtende Ideologie der Nazis 
und der Waffen-SS weiterzuverbreiten. 


Auf überregionaler Ebene führt die 
DKG regelmäßig Gästewochen durch, 
zu denen führende Mitglieder und 
Ideologen der Wiking-Jugend, der spa- 
nischen CEDADE, der NATIONALEN 
FRONT aus Österreich und der NF aus 
Deutschland, NPD’ler, Geschichtsfäl- 
scher und historische Revisionisten 
eingeladen sind. Diese Treffen dienen 
einerseits dem Erfahrungsaustausch 
und andererseits der Ideologiebildung: 


Auf der 16. Gästewoche der DKG 
im September dieses Jahres in Südtirol 
ging es in den Vorträgen um die »sittli- 
che Idee der Deutschen« oder »Nach 
Ostland geht unsere Fahrt - Ostpreuß- 
envortrag«. Man macht sich Gedanken 
über das »Europa am Scheideweg« 
und über den »Rassegedanken im Auf- 
bruch der Völker«. Auf regionaler Ebe- 
ne bezieht die DKG die örtlichen 
Kader der Neonazi-Organisationen in 
ihre Schulungsarbeit ein. Die Berliner 
Veranstaltungen der DKG wurden von 


World droht - der One World Staat mit 
der Hauptstadt Jerusalem«. In einem 
dazugehörigen Einladungsschreiben 
legt die DKG ihr faschistisches Welt- 
bild und ihre Arbeitsmethode offen 
dar: 


»Mit der [...] Überfremdung Europas 
durch Millionen fremdrassiger Kreatu- 
ren und der Kontrolle der Rohstoffe 
und Nahrungsmittel durch eine 
machtbesessene Clique sollen die Ei- 
genarten der Völker verschwinden. 
Wer sich dem entgegenstellt, soll 
durch eine internationale Armada ver- 
nichtet werden«. Das Seminar sei ein 
»absolutes Muß [...] für jeden, der ein- 
mal Führungsaufgaben übernehmen 
könnte oder will.« 


Die Wiking Jugend (W)) 


Die WJ wurde 1952 von den Nazi- 
Kadern geschaffen, um faschistischen 
Nachwuchs zu sichern. Führungsper- 
sonen der unterschiedlichsten Nazi- 
Organisationen haben bis heute diese 
Jugendorganisation durchlaufen.Schon 
ab dem Alter von fünf Jahren werden 
Kinder und Jugendliche in Ausbil- 
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dungslagern faschistischer Erziehung 
ausgesetzt. Ein großer Teil des organi- 
satorischen Ablaufes des Aufmarsches 
wird von der Wiking-Jugend bestimmt. 
Der Trommel- und Fahnenzug der 
schwarz-weiß-rot uniformierten männ- 
lichen und weiblichen Mitglieder 
steht genauso im Vordergrund wie die 
leitenden Funktionäre WOLFRAM und 
WOLFGANG NAHRATH, sowie SEPP 
BIBER, der auch 1991 eine Ansprache 
hielt. In den letzten drei Jahren konnte 
die WJ ihre Organisationsstruktur auf 
große Teile der neuen Bundesländer 
ausweiten. 


Anwesend bei den Aufmärschen in 
Halbe war auch der kaufmännische 
Angestellte und W]J- Mitglied UWE 
ROHWER, der im Mai 79 für schuldig 
befunden wurde, eine »Werwolf-Un- 
tergrundarmee« gegründet, Waffen be- 
schafft zu haben und an Bank- 
überfällen beteiligt gewesen zu sein. 
Im Zusammenhang mit Mitgliedern 
von Kühnens damaliger ANS wurde er 
zu 9 Jahren Haft verurteilt. 


Die Wiking-Jugend tritt uniformiert an: 
der Trommelzug des »Fähnleins« 


Die Nationalistische Front (NF) 


Die NF trat letztes Jahr mit ca. 130 
Mitgliedern an, die ihrem Vorbild am 
Schlachtfeld von Halbe, dem »politi- 
schen Soldaten der Waffen-SS«, hul- 
digten. Die NF versteht sich in der 
SS-Tradition als Kaderorganisation, 
deren Mitglieder »weltanschaulich- 
geistig und körperlich geschult« wer- 
den. Während Ausbildungslager schon 
seit einigen Jahren auf dem NF-Pro- 
gramm stehen, gründete der bisherige 
Vorsitzende MEINOLF SCHÖNBORN 
1991 noch zusätzlich ein NATIONA- 
LES EINSATZKOMMANDO (NEK). Das 
NEK soll in »kadermäßig gegliederten 
und hochmobilen Verbänden« operie- 
ren und zur »Planung und Koordinie- 
rung von überraschend durchge- 
führten Aktionen eingesetzt« werden. 
Gegen das NEK wird wegen Verdacht 
auf Bildung einer terroristischen Verei- 


nigung ermittelt. Mittlerweile gibt es 
Streit und Spaltung innerhalb der NF. 
Der neue Vorsitzende ANDREAS POHL 
versucht durch eine BÜRGERINITIATI- 
VE HOHENSCHÖNHAUSEN die rassi- 
stische Stimmung gegen die dortige 
Zentrale Aufnahmestelle für Asylbe- 
werberInnen (ZSA) zu schüren. Ho- 
henschönhausen ist der einzige 
Stadtbezirk, in dem die NF 1991 zu 
den Berliner Abgeordnetenhauswah- 
len angetreten ist, sie erhielt dort je- 
doch nur 0,3% der Stimmen. Nach 
dem Wechsel in der NF-Führung soll 
der Sitz der Organisation nach Berlin 
verlegt werden. 


Aus Kremmen bei Oranienburg, wo 
eine größere NF-Ortsgruppe besteht, 
flüchteten Anfang September diesen 
Jahres 120 Flüchtlinge nach Angriffen 
und Bedrohungen. Die NF hat gerade 
in kleineren Städten Brandenburgs 
wie auch z.B. in Schwedt, Königs 
Wusterhausen und Oranienburg Fuß 
gefasst. Der Ortsgruppe Königs Wus- 
terhausen wurde im letzten Jahr aus- 
drücklichst von der Organisations- 
leitung für die Organisationsarbeit zu 
Halbe Gedankt. 


Die Deutsche Alternative (DA) 


Mitglieder der DA treten sowohl als 
Ordner, als auch in Marschformation 
in Halbe auf. OLIVER SCHWEIGERT 
aus Berlin-Lichtenberg war selbst an 
Überfällen auf Flüchtlingsheime betei- 
ligt, wie am14. Februar 92 in: Berlin- 
Buckow. Der ebenfalls mitmar- 
schierende ARNULF PRIEM aus Berlin- 
Wedding übernimmt es, in der DA 
Schulungsvorträge in Wehrsportlagern 
zu halten. Auch die bis zur Bedeu- 
tungslosigkeit geschrumpfte NATIO- 
NALE ALTERNATIVE hat sich dieses 
Jahr auf den Aufmarsch mit der 
»Wehrübung Werhase« vorbereitet, um 
ihren Vorgesetzten Oliver Schweigert 
zu beeindrucken, wie aus internen 
Schreiben hervorgeht.Beide Gruppie- 
rungen sind Teil des weit verzweigten 
Netzwerkes der GESINNUNGSGEMEIN- 
SCHAFT DER NEUEN FRONT (GdNF), 
deren Mitglieder sich für den Straßen- 
kampf zu einer »SA« formiert haben. 
Seit 1989 finden dazu an vielen Ecken 
der BRD Ausbildungslager der GdNF 
statt. Erst im September 1992 präsen- 
tierte das Fernsehmagazin Spiegel-TV 
eine SA-Übung des GdNF-Ablegers in 
Thüringen, der DEUTSCHNATIONA- 
LEN PARTEI: Geübt wurde der Überfall 
auf eine Baracke mit Hilfe von Spreng- 
stoff, abgesägten Gewehren und Nebel- 
kerzen. Mitglieder der GdNF und ihrer 
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angegliederten Organisationen waren 
sowohl an dem Pogrom von Rostock- 
Lichtenhagen beteiligt, wie auch an 
den folgenden mehrtägigen organisier- 
ten Angriffen auf das Asylheim in 
Cottbus-Sachsendorf oder an dem Po- 
grom von Hoyerswerda ein Jahr zuvor. 
Die Gruppierungen der GdNF sind zu 
dem mitgliederstärksten Organisa- 
tionsnetz der militanten Neonazis ge- 
wachsen und treten in Brandenburg 
hauptsächlich durch die DA öffentlich 
in Erscheinung. 


Die Freiheitliche Deutsche 
Arbeiterpartei (FAP) 


Eine weitere größere Abordnung 
wird von der FAP gestellt. Berlin ist zu 
einem Schwerpunkt ihrer Organisa- 
tionsarbeit geworden. Mitglieder die- 
ser Organisationen sind, wie auch 
Mitglieder der oben genannten Frak- 
tionen, an Überfällen auf Flüchtlinge, 
ImmigrantInnen, Linke, Schwule und 
Lesben beteiligt. Auch die FAP hält 
Wehrsportübungen ab und ihr Partei- 
programm ist quasi identisch mit dem 
Parteipogramm der NSDAP Hitlers. 
LUTZ SCHILLOCK von der FAP aus 
West- Berlin kommt aus der Wiking- 
Jugend und nimmt seit mehreren Jah- 
ren an den Schulungen der DKG teil. 
Er steht in Halbe in erster Reihe. In 
Berlin rekrutiert die FAP besonders in 
Pankow und im Prenzlauer Berg, wo 
sie auch zu den Bezirksamtswahlen 
antrat. 


Neben diesen Organisationen treten 
auch Mitglieder des KU KLUX KLAN 
Deutschland in Halbe auf, wie die Ber- 
liner Nazi-Rocker DIE VANDALEN, die 
auf ihren Visitenkarten das KKK-Zei- 
chen führen. Führend beteiligt sind 
auch Funktionäre der JN, wie der Ber- 
liner ANDREAS STORR oder NPD-Mit- 
glieder wie der Berliner HANS-JÖRG 
RÜCKERT. Auch Mitglieder der DEUT- 
SCHEN LIGA FÜR VOLK UND HEIMAT 
sind unter den Teilnehmern zu finden. 


Die Kreuzriege: Lutz Schillock, FAP 
Berlin (2.v.l.), Hans Jörg Rückert sen., 
NPD (4.v.l.) 


Die Landesregierung schaut zu 


Der Aufmarsch von Halbe ist die 
zentrale Veranstaltung der organisier- 
ten Neonazis aus Brandenburg und 
soll zu einer bundesweit zentralen Ak- 
tion ausgeweitet werden. Daß die orga- 
nisierten Nazis diesen Friedhof für 
ihre politischen Ziele benutzen konn- 
ten, haben sie auch der Genehmigung 
der Aufmärsche durch die Potsdamer 
Landesregierung zu verdanken. Aus si- 
cherer Distanz beobachtete eine Hand- 
voll Polizeibeamter die Verwendung 
von NS-Symbolen, Hakenkreuzen, Ru- 
nen und ähnlichem. Nachdem die Bil- 
der über den Nazi- Aufmarsch letztes 
Jahr öffentlich geworden sind, gab 
man sich in Potsdam erschrocken und 
gab vor, von nichts gewußt zu haben. 


Angesichts des Verhaltens der bran- 
denburgischen Landesregierung, die in 
zwei aufeinanderfolgenden Jahren der 
Verherrlichung der Verbrechen der 
Waffen-SS zusah und einer Bundes- 
wehr-Delegation, die sich nicht von 
der Anwesenheit der Nazis stören läßt, 
ist ein Verbot durch die Behörden un- 
wahrscheinlich. Die Verantwortlichen 
setzen die Politik des Verharmlosens 
und der Duldung fort. Das belegen die 
Aussagen des Brandenburger Chefs 
des Verfassungsschutzes PFAFF, daß 
im Lande keine Erkenntnisse über 
Nazi-Wehrsportübungen vorlägen. Tat- 
sache ist: Regelmäßig führt die NF 
Wehrsportlager in Königs Wusterhau- 
sen und in der Märkischen Schweiz 


durch. Im Umland von Berlin veran- 
stalteten die DA und die Kader der 
GdNF eine ganze Schulungsreihe in 
Wehrsportlagern, wie z.B. die NA in 
Müncheberg oder die DA auf ehemali- 
gen NVA- und heutigen Bundeswehr- 
Gelände. In einer Diskussionsveran- 
staltung, kurz nach den von der DA 
gesteuerten Angriffen auf das Flücht- 
lingsheim in Cottbus-Sachsendorf, hat 
der Brandenburger Landeschef MAN- 
FRED STOLPE dem Bundesvorsitzen- 
den der DA, FRANK HÜBNER, ein 
Dialogangebot gemacht: »Wir gehen 
hier nicht eher, bevor wir uns verabre- 
det haben.« So werden Neonazi-Orga- 
nisationen hoffähig gemacht. 


Kundgebung gegen das 
militaristisch-faschistische Spekatakel 


Gegen den diesjährig erwarteten 
Aufmarsch mobilisiert ein Berliner 
»Antifaschistisches Bündnis« zur 
Kundgebung vor Ort. Für den Morgen 
des 15. November werden alle Antifa- 
schistInnen aufgerufen, an dieser Ver- 
hinderungsaktion teilzunehmen. In 
ihrem ersten Aufruf kritisierte das 
Bündnis, daß sich auch die Antifa-Be- 
wegung bis auf kleinere Ausnahm en 
die letzten beiden Jahre passiv gegen- 
über dem Aufmarsch verhalten hat. 
Das soll sich dieses Jahr ändern. 


Wir gehen am 15. November in Hal- 
be nicht nur gegen die organisierten 
Faschisten auf die Straße; wir pran- 
gern gleichzeitig ein Entwicklung an, 
bei der die Herrschenden der BRD sich 


immer offener auf die reaktionären 
und faschistischen Traditionen bezie- 
hen: 


® Die Schaffung. von Feindbildern, 
ein verstärkter Rassismus im Innern 
soll von den ökonomischen und politi- 
schen Schwierigkeiten ablenken. Das 
Asylrecht, im Grundgestz festgeschrie- 
ben, soll abgeschafft werden. Durch 
Kriminalisierung der Linken und der 
Antifa soll eine mögliche Alternative 
zu den bestehenden Verhältnissen 
schon im Vorfeld der zu erwartenden 
Auseinandersetzungen ausgeschaltet 
werden. Die organisierten Faschisten 
leisten dabei nützliche Dienste. 


® Der wachsenden Aggressivität 
der Herrschenden im Innern ent- 


Wir rufen alle AntifaschistInnen auf sich 
an den Aktionen gegen den Nazi-Aufmarsch 
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in Halbe zu beteiligen. 


Antifaschistisches 


spricht das Expansionsstreben der 
BRD nach außen. Die Bundeswehr soll 
überall eingestzt werden dürfen. Auch 
zu diesem Zweck planen sie das 
Grundgesetz zu ändern. Ökonomisch 
und politisch gestärkt, tritt Deutsch- 
land als beherrschende Macht in Euro- 
pa wieder in Erscheinung. Die 
Realisierung der unter den Trümmern 
des Weltkrieges begrabenen Hoffnun- 
gen und Ziele des deutschen Imperia- 
lismus, rückt wieder in greifbare Nähe. 
Hierin — verbunden mit dem Erstarken 
reaktionärer und faschistischer Strö- 
mungen und Organisationen — liegt 
die Gefahr für die Zukunft der BRD 
und Europas. 


Kontakt des 
»Antifaschistischen Bündnisses gegen 
den Aufmarsch in Halbe«: 


Infoladen Bambule 

Schönhauser Allee 20 - O-1058 Berlin 
und Antirassistisches Telefon Osiberlin: 
4.26 94 51 (Do 17 -20 Uhr) 


Weitere Informationen sind über das 
»Koordinationsbüro für antirassistische 
und antifaschistische Initiativen« 

zu erhalten. 


Telefon 0 30/7 86 59 17 
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Nach dem Alliierten-Kontrollratsbe- 


schluß sollte der Mammutkonzern IG 
FARBEN, der einen wesentlichen Be- 
standteil der NS-Kriegs- und Vernich- 
tungspolitik darstellte, entflechtet und 
abgewickelt werden. Das eigentliche 
Erbe und damit den Profit aus der blu- 
tigen Raubpolitik der NS-Zeit traten 
die IG-Teilkonzerne Bayer, BASF und 
Hoechst an, die damit bruchlos an ihre 
vorherige Tätigkeit anknüpfen konn- 
ten. Zugleich wurde die »IG Farben in 
Auflösung« gebildet, die die Liquida- 
tion des Konzerns betreiben sollte. 


Doch die Liquidation dieser » Auflö- 
sungsgesellschaft« besteht darin, nach 
der Logik der kapitalistischen Markt- 
gesetze möglichst viel Gewinn zu er- 
wirtschaften und als kapitalistischer 
Konzern erst richtig loszulegen, bevor 
es zu einer Auflösung kommt. Gemäß 
dem letzten Geschäftsbericht verfügt 
die IG über 150 Millionen DM, die 
wiederum größtenteils gewinnbrin- 
gend in Aktienpapieren und Beteili- 
gungen angelegt sind. Vier Jahrzehnte 
kam die IG i.A. nicht an ihre alten Be- 
triebsstätten heran. Doch damit soll 
jetzt Schluß sein. Kurz nach Mauerfall 
hatte die IG ihre Ansprüche angemel- 
det. Von den Allierten enteignetes Ver- 
mögen wird gemäß Vereinigungs- 
vertrag nicht zurückerstattet. Doch das 
Bundesverfassungsgerichtt hat den 
Bundestag aufgefordert, über eine fi- 
nanzielle Entschädigung in solchen 
Fällen nachzudenken. Das Entschädi- 
gungsgesetz, das in Bonn noch beraten 
wird, geht dann nicht von dem heuti- 
gen Verkehrswert des Boden aus, son- 
dern legt den Einheitswert von 1935 
zugrunde Doch bei dem früheren 
Grundbesitz von 155 Mio. qm käme 


die IG immer noch auf eine Milliar- 
densumme. Außerdem haben die 
Grundbucheintragungen der Enteig- 
nungen durch die sowjetische Besat- 
zungsbehörde oft erst zu DDR-Zeiten 
stattgefunden, was der IG auf juristi- 
schem Gebiet nochmals Chancen eröff- 
net (für Enteignungen während der 
DDR-Zeit gilt Rückgaberecht). Die IG 
ist durchaus auf jahrelange Prozessie- 
rerei erpicht, können sie in der Zeit 
doch ihr Kapital »arbeiten lassen«. 


Die IG will in Bauvorhaben in Ost- 
deutschland investieren. Dem liegt zu- 
grunde, daß in der ex-DDR ehemalige 
Eigentümer nur entschädigt werden, 
aber keinen Einfluß auf die Grund- 
stücke haben, wenn sich ein Investor 
meldet, der auf dem Boden Arbeits- 
plätze schaffen will. Um mit dem grö- 
ßtmöglichsten Gewinn zu arbeiten — 
was die Liquidatoren als ihren Auftrag 
sehen — muß die IG als Investor auftre- 
ten, um die Grundstücke später mit 
mehr Gewinn verkaufen und so »ab- 
wickeln« zu können. 


So ist es nur konsequent, daß sich 
seit ihrer Haupt- versammlung letzten 
Jahres die IG Farbenindustrie Aktien- 
gesellschaft nunmehr IG Beteiligungs- 
und Grund- besitz-Aktiengesellschaft 
nennt. Ehemals der IG gehörende Un- 
ternehmen werden zurückgekauft, 
worüber die IG dann neue Entschädi- 
gungsansprüche geltend machen will. 
Einige der IG-Untergesellschaften, die 
enteignet worden waren, hat die IG 
wieder ins Handelsregister eintragen 
lassen. Dort sind jetzt zu finden: Buna- 
Werke Schkopau, die Chemischen Fa- 
briken Zscherndorf, die Zelloidfabrik 
Eilenburg und die Aluminiumwerke 
GmbH. 
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Eigentlich nicht Ungewöhnliches in Treuhandzeiten: 
eine Firma steht in Abwicklung. 

Doch es ist kein DDR-Betrieb und es dauert auch nicht 
einige Monate bis zwei Jahre. 

Es handelt sich um die »Auflösungsgesellschaft« des 
größten deutschen Kriegsverbrecherkonzerns 

- und die wickelt sich schon seit vier Jahrzehnten ab. 


IG FARBEN: 
negatives Echo 


Offiziell ist der Auftrag der IG i.A., 
das Restvermögen zu .verwalten und 
Schadensersatzansprüche zu regeln. 
Doch davon haben die Opfer kaum et- 
was zu sehen bekommen. Außer einer 
einmaligen Zahlung von 30 Mio. DM 
in den 50er Jahren geschah nichts. 
Diese Summe wäre gerade mal - wür- 
den wir nur den kleineren Teil der IG- 
Opfer, die im IG-eigenen KZ 
Auschwitz-Monowitz ermordeten 
Zwangsarbeiter, zugrunde legen - 
1.200 DM pro Häftling. Vor der Presse 
hatten die Liquidatoren auf der Haupt- 
versammlung letzten Jahres noch die 
Bildung eines »Ausgleichfonds« be- 
kanntgegeben. Doch der wird an die 
erwartete Rückerstattungen aus der ex- 
DDR gekoppelt. 5% dieser Gelder soll 
zu gemeinnützigen Zwecken abgeführt 
werden. Konkreteres ist von der IG 
nicht zu hören. 


Auch dieses Jahr haben wieder ehe- 
malige KZ-Häftlinge vor der Jahresver- 
sammlung im August protestiert, 
ärgerlich für die »IG in Auflösung«. 
Doch ein “negatives Image” fürchtet 
der Liquidator Bartels laut Stern nur, 
wenn die IG-Aktionäre Rückgabean- 
sprüche an polnische oder tschechi- 
sche Firmen stellen. Offensichtlich ein 
Gedanke, mit dem in diesen Kreisen 
bereits gespielt wird. Daß das »negati- 
ve Image« erst da einsetzt, zeigt wie 
weit es die IG i.A. bereits gebracht hat. 
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Bücher und Broschüren 
Zeitschriften und Infos 


Multimillionär Frey und seine DVU 


Das »Frey-Kommitee« 
ist zu erreichen über: 


Berliner Mieterverein e. V. 
Spichernstraße 12 

1000 Berlin 30 

Telefon: O0 30/2 13 30 57 


Autonome Info-Gruppe Kiel 
Schweffelstraße 6, 2300 Kiel 1 


Die DVU hat ca. 20.000 Mitglieder 
und ist damit die größte offizielle neo- 
faschistische Partei in der BRD. Viele 
der Mitglieder beteiligen sich auch in 
den fünf der DVU angeschlossenen 
» Aktionsgemeinschaften«, die da sind: 


® AKON, Aktion deutsche Einheit 


@ IFA, Initiative für Ausländerbegren- 
zung 


® ARF, Aktion deutsches Radio und 
Fernsehen 


@ VOGA, Volksbewegung für General- 
amnestie Schutzbund für Leben und 
Umwelt 


Die DVU gründete sich 1971 unter 
Beteiligung von mehreren NPD- und 
CDU/CSU- Mitgliedern. Vorsitzender 
wurde und ist Gerhard Frey. Gerhard 
Frey ist Zeitungsverleger der faschisti- 
schen Wochenzeitungen »Nationalzei- 
tung« und der seit 1986 übernom- 


Nicht nur bei der Gründung der 
DVU sind NPD - CSU/CDU - Mitglie- 
der beteiligt gewesen sondern auch 
heute noch stehen sie in engem Kon- 
takt. Außerdem bestehen Verbindun- 
gen zu den Republikanern, zur SS 
HIAG, zur FAP, zur Altnaziszene, zu 
Internationalen Faschisten und noch 
einigen mehr, die hier nun nicht wei- 
ter aufgeführt werden sollen. Denn 
wenn Ihr mehr über Frey und die DVU 


Wochenzeitung«. 
Diese übernahm er von ehemaligen 


menen »Deutsche 
NPD Funktionären wie Waldemar 
Schütz und Adolf von Thadden. Mit 
einer Auflage von über 100.000 ver- 
kauften Exemplaren gehören beide zu 
den größten Wochenzeitungen der 
BRD. Beide erscheinen im Münchener 
»Druckschrif(- und Zeitungsverlag« 
(DSZ Verlag), gedruckt wird im 
»Druckhaus Waiblingen«. 


Weiterhin besitzt Frey einige Miets- 
häuser in München und Berlin. In Ber- 
lin sind es mindestens 22 Häuser. Als 
Vermieter nutzt er die Angst und Un- 
wissenheit der MieterInnen aus, um 
überhöhte Mieten zu fodern. Ende Mai 
hat sich ein MieterInnen-Kommiitee ge- 
bildet, um gegen Frey und seinen 
HausverWalter Jürgen Thiele vorgehen 
zu können. 


wissen wollt, so bestellt Euch die Bro- 
schüre »Multimillionär Frey und sei- 
ne DVU«. 

Lieferung findet nur gegen Vorkasse 
statt, Geld oder Schecks an nebenste- 
hende Bestelladresse. 

1 Exemplar 3.- DM plus Porto 


ab 10 Exemplare 2,50 DM 
plus einmalig 2.- DM Porto. 


»WattWurm«, Antifaschistisches Info aus Bremerhaven 


WattWurm 

c/o Der andere Buchladen, 
Sonnenstraße 8 

W-2850 Bremerhaven 


Die Zeitung wird von Menschen 
aus Bremerhavener Antifa-Zusammen- 
hängen gemacht, die es für wichtig 
halten der hiesigen, verlogenen Me- 
dienlandschaft etwas entgegen zuset- 
zen. Damit die Zeitung regelmäßig 
erscheinen kann brauchen sie Mitar- 
beit in Form von Artikeln und jede 
Menge Abo's. 


Abo 5 Ausgaben für 20.- DM 

Föderabo 5 Ausgaben für 30.- DM 

Austauschabos sind sehr erwünscht. 
Für Infoläden gilt zur Zeit noch das 

gleiche. 
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Gegen das Vergessen - Freiheit für Gerhard Bögelein 


In Kiel ist jetzt eine Begleitbroschü- 
re zu der Veranstaltungsreihe anläßlich 
der Verurteilung des Antifaschisten 
Gerhard Bögelein zu lebenslänglicher 
Haft erschienen. Diese Veranstaltungen 
finden jeden Montag bis zum 23.11.92 
um 20.00 Uhr in der »Pumpe« in Kiel, 
Haßstr. 22 statt. Die Broschüre ist eine 
Textsammlung über die antifaschisti- 
schen Erfahrungen und Kämpfe in den 
verschiedenen Zeiten. Auszüge aus 
dem Inhalt: zum Prozeß und seinen 


Hintergründen, Deutscher Widerstand 
im besetzten Europa, 1945 — Initiative 
von unten, »Entnazifizierung« — Per- 
silscheine und Kreigsverbrecherpro- 


zesse, Autonome Antifa ab 1983, 
Deutschland auf dem Weg nach 
Rechts. 


Außerdem erschienen ist eine Post- 
kartenserie unter dem gleichen Titel. 
Sie umfaßt 16 Postkarten mit Motiven 
u.a. aus dem antifaschistischen Wider- 
stand. 
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Die 1 16seitige Broschüre könnt Ihr 
gegen Vorkasse von 8.- DM 
und 2.- DM Porto 


bei der Autonomen Infogruppe Kiel, 
Schwefelstraße 6, 2300 Kiel 1, erhalten. 


Ab 10 Ex. kostet sie 7.- DM + 3.- DM, 
ab 20 Ex. 6.- DM + 5.- DM Porto. 


Die Postkartenserie erhaltet Ihr 
gegen Vorkasse von 15.-DM. 
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LeserInnen 
schreiben 
an das 
Info 


Dieser Leserbrief erreichte uns 
schon vor einer ganzen Weile, leider 
konnten wir Ihn aus Platzgründen in 
der letzten Ausgabe nicht veröffentli- 
chen, wir holen das hiermit nach. 
Dank an den Schreiber. 


Hallo Info-Blättler, 


endlich schreibt Ihr mal was über 
die »Neue Rechte« (Info Nr. 18, d. 
Red.). Hier in Berlin beschäftigen sich 
die meisten Leute ja nur mit den Mili- 
tanten, weil man sich mit diesen, ja 
doch eher dummen Nazis, besser prü- 
geln kann. Dabei gibt es in Berlin ge- 
nug neurechte Personen oder 
Gruppen. Also: Sehr gut, daß Ihr be- 
richtet, und von der Tendenz ist der 
Artikel auch ganz gut. Inhaltlich habe 
ich allerdings ein paar andere Ein- 
schätzungen. 


1. Zu Anfang stellt Ihr drei Strö- 
mungen dar. So überzeugen sie mich 
nicht. Meines Wissens gab es solidari- 
sche und nationalrevolutionäre Zirkel 
in der gesamten BRD-Zeit, sie entstan- 
den nicht erst aus der NPD. Dafür sind 
nicht alle NPD-Aussteiger »Naros« ge- 
worden. Richtiger wäre es, die NPD- 
Aussteiger mehr in den Vordergrund 
zu stellen: Die Lehren aus den »Feh- 
lern« der NPD zu ziehen, würde ich 
als Initialzündung für die Entstehung 
der »Neuen Rechten« in der BRD be- 
zeichnen. 


In diesem Abschnitt redet Ihr auch 
von den Fehlern des Hitler-Faschis- 
mus: Es geht ja wohl um das, was für 
sie die Fehler waren. Also solltet Ihr 
das in Anführungszeichen setzen. 


2. Schweisfurth mag in der SPD sei- 
en, er ist aber auf jeden Fall ein Neu- 
rechter. Das solltet Ihr auch so sagen. 


3. Die Einschätzung, JN und vor al- 
lem NF seien neurechte Gruppen, 
könnt Ihr kaum aufrecht erhalten. Bei 
der JN ist es wohl eher so, daß ihre Ex- 
Mitglieder in die NR gegangen sind. 
Daß sie jetzt so viel neurechte Ideolo- 
gie übernehmen, steht für einen Wan- 
del innerhalb der JN. Aber wie Ihr 
richtig schreibt, hat mittlerweile der 
größte Teil der Nazi-Szene neurechte 
Positionen entweder ganz oder zum 
Teil übernommen. Sicher auch die NF. 


Aber es gibt, soweit ich weiß, keine 
engeren Kontakte zwischen den Natio- 
nalrevolutionären Grüppen aus der 
NRAO und der NF. Die NF orientiert 
sich eher an den alten Strasseristen 
etc., die sich ja damals schon »Na- 
tionalrevolutionäre« nannten, hat aber 
mit Leuten wie Henning Eichberg 
nicht viel zu tun. Auch aus ihrer Ent- 
stehungsgeschichte läßt sich die NF 
nicht als NR-Gruppe bezeichnen. Ihr 
habt nicht genau abgegrenzt, was unter 
dem schwammigen Begriff NR zu ver- 
stehen ist, wahrscheinlich ist Euch 
deswegen dieser Fehler unterlaufen. 


Rieger z.B. diese Ehre zu tun, geht 
mir zu weit. Klar hat eine Schlüsselfi- 
gur wie er auch gute Kontakt in die 
NR, aber was er produziert, ist ja eher 
altbackener Rassismus als das, was die 
NR machen. Außerdem ist Rieger zur 
NF übergetreten, und — soweit ich 
weiß - nicht Mitbegründer oder so, hat 
also den Weg der NF nicht wesentlich 
beeinflußt. 


4. Ihr schildert —was wichtig ist — 
ausführlich die Strategie der NR, in 
die Linke einzubrechen. Aber darauf 
beschränken sie sich ja nicht, und in 


“anderen Bereichen, z.B. bei der CDU, 


haben die NR Positionen ja an Boden 
gewonnen. Auch sonst haben ihre 
Thesen mitlerweile bewußt oder unbe- 
wußt viele Anhänger. Das fällt bei 
Euch in diesem Artikel hinten runter. 


Noch zwei weitere Punkte: Die 
»Criticon« — Abbildung hält man auf 
den ersten Blick für eine Werbeanzei- 
ge. 

Und seit Ihr sicher, das die Mar- 
schierer auf Seite XIII aus der NF 
sind? Fahnen und Uniformen spre- 
chen eher für die Wiking-Jugend. 
Könnt Ihr ja mal nachprüfen. (Du hast 
recht, das war ein Hektik-Fehler und 
den haben wir schon in der letzten 
Ausgabe berichtigt) 


Ich fänds gut, wenn Ihr diese Kritik, 
zumindestens teilweise, abdruckt, 
auch wenn Ihr Eure Einschätzung auf- 
recht erhaltet. Ist ja solidarisch ge- 
meint, und Eure Leser können sich 
dann aussuchen, was sie richtig fin- 
den. Ansonsten wird Eure Zeitung im- 
mer besser. Weiter so. 


Gruß, ein Antifaschist 


Der folgende Augenzeugenbericht 
wurde uns zugeschickt. 


Die Nacht vom 29. auf den 30. Au- 
gust, einige Stunden die Rostock aus 
seiner Isolation herauslösen und als 
Auslöser wirken lassen. In dieser 
Nacht finden in ganz Deutschland 
spontane und koordinierte Attacken 
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gegen Flüchtlingsheime und einzelne 
AusländerInnen statt. Dies hat Po- 
grom-Charakter und ist keine Modeer- 
scheinung, als was uns manche diese 
Gewalteskalation verkaufen wollen. 


Ein Beispiel dafür ist Berlin. Auf 
der Prenzlauer Allee wurde ein 30 Jah- 
re alter Nigerianer von einer Gruppe 
faschistoider Deutschen vor einem 
Cafe zusammengeschlagen. Der Ablauf 
verlief wie folgt: 


Zuerst haben drei Schläger unter 
dem Beifall der Gäste des Cafe‘s, die 
dem Spektrum der Schläger zuzuord- 
nen sind, den Nigerianer mit Faust- 
schlägen eingedeckt. Nach wenigen 
Minuten verkündete der Wirt, daß er 
die Polizei verständigt hätte. Die Poli- 
zei ließ auf sich warten. Das Opfer 
wurde losgelassen und versuchte sich 
in Sicherheit zubringen. Die Angreifer, 
verstärkt von zwei anderen Gästen, 
setzten sofort nach. Dem Nigerianer 
wurde von dem zuschauenden Mob 
der Fluchtweg versperrt und er wurde 
erneut durch Schläge und Tritte gegen 
den Kopf und Körper mißhandelt. 
Durch das Eingreifen eines Motorrad- 
fahrers entkam der Nigerianer vorerst 
den tödlichen Tritten. Die Faschos teil- 
ten sich und griffen beide erneut an. 


Während der zweiten Phase des 
Angriffes war die ganze Zeit ein Stei- 
fenwagen vor Ort, die Polizisten 
schauten zu ohne einzugreifen. Auch 
als ein Zeuge sie mehrmals aufforderte 
einzugreifen, reagierten die Polizisten 
nicht. Als die alarmierte Polizei er- 
schien, ließen die Faschos von ihrem 
Opfern ab und mischten sich unter die 
zuschauenden Leute, die sich langsam 
zum Cafe zurückbewegten. 


Die Polizisten konzentrierten sich 
auf das Opfer ohne sich jedoch für sei- 
nen Gesundheitszustand zu interessie- 
ren. Erst eine viertel Stunde später 
kontrollierten sie das Cafe. Nach fünf 
Minuten nahmen sie zwar zwei der 
Täter vorläufig fest, waren aber nicht 
gewillt, eine Zeugenaussage aufzuneh- 
men mit dem Hinweis, daß sie genü- 
gend Material hätten und alle 
Personalien aufgenommen hätten. Dies 
ist ganz offensichtlich falsch, da sie 
dazu gar nicht die Zeit hatten. Der Au- 
genzeuge hat jetzt eine Aussage bei der 
Polizei gemacht. Hierbei hatte er mas- 
sive Schwierigkeiten den Rassismus, 
die Unterstützung der Gruppe durch 
Komplizen und die Inkompetenz der 
Polizei ins Protokoll aufnehmen zu 
lassen. 


Es sind jetzt zwei Anzeigen erstattet 
worden, davon eine gegen die Polizei. 
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BUNDESWEHR UND FASCHISTEN 
HAND IN HAND 


Verhindert das faschistisch/militaristische 
Spektakel in Halbe bei Berlin 


Kundgebung: So 15.11.92, um 11.00 


Neue gemeinsame Abfahrtszeit für Berlin: 08.00 Uhr 
Ort: S-Bahnhof Schöneweide (Pakplatz) 


